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Telegraphiſche Depeſche. 

Frankfurt a. W. 2. Dezbr. So eben beſchloß der geſetz⸗ 
gebende Körper, den Senat zu erſuchen, den Geſandten der freien Stadt 
Frankfurt beim Bundestage dahin zu inſtruiren: Die freie Stadt 
Frankfurt ift bereit, ihr Contingent zur Wahrung der Rechte des legi⸗ 
1 Adeos von Schleswig⸗Holſtein, Friedrich VIII., zu Verfügung 
zu ftellen. 


Preuſen. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 
11. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (2. Dezbr.) 

Die Tribünen ſind bei Beginn der Sitzung zwar ziemlich beſetzt, aber 
lange nicht fo ſtark wie in der geſtrigen Sitzung, die königliche und Diplo⸗ 
matenloge faſt leer. — Am Miniſtertiſche Niemand. — Auch die Bänke des 
Hauſes find nur ſpärlich beſetzt lerſter Redner iſt Abg. Wagener). 

Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Nach den gewöhn⸗ 
lichen geſchäftlichen Mittheilungen giebt der Präſident dem Hauſe von einem 
Antrage des Abg, v. Carlowitz und Genoſſen Kenntniß, welcher dahin 
lautet: „das Haus wolle beſchließen, eine Commiſſion von 14 Mitgliedern 
Briard ne der auf Grund der Verordnung vom 12. Nov. 1855 von der 
öniglichen Staatsregierung mit den vormals Reichsunmittelbaren abge: 
ſchloſſenen Verträge niederzuſetzen. Der Antrag iſt durch Unterſchriften be⸗ 
reits ausreichend unterſtützt; das Haus beſchließt auf Vorſchlag des Präſi⸗ 
denten, denſelben, wie einen ähnlichen in der vorigen Seſſion eingebrachten, 
einer beſonderen Commiſſion von 14 Mitgliedern zur Vorberathung zu 
überweiſen. N 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein, auf derſelben ſteht die Fort⸗ 
ſetzung der Debatte über die ſchleswig⸗holſte iniſche Frage. — Als 
erſter Redner gegen den ze der Commiſſion erhält das Wort: Abge⸗ 
Abg. Wagener (Neuftettin): Er ſei mit feinen Freunden überraſcht geweſen, 
als er die Einbringung des Virchow'ſchen Antrages vernommen, deſſen 
Kühnheit und Beweglichkeit er bewundert habe; erſtaunt, dieſelben Leute, die 
ſeit Jahren den Bundestag mit Spott und Hohn überhäuft, jetzt als Paladin 
deſſelben auftreten zu ſehen, vielleicht durch Majoritätsbeſchlüſſe deſſelben den 
Großmachtskitzel Preußens austreiben zu laſſen, dieſ ce die über die Menge 
der kleinen Fürſten ſtets gelächelt, in Begeiſterung dafür verſetzt zu ſehen, die 
Zahl derſelben noch um einen neuen zu vermehren; am meiſten erſtaunt 
aber darüber, dieſelben Leute, welche ſtets auf die Volksſouverainetät gepocht, 
jetzt als Ritter der Legitimität mit eingelegter Lanze auf den Kampfplatz 
reiten zu ſehen (Bravo rechts, Gelächter links). 

Es habe ihn dies. Auftreten gleich mit Mißtrauen gegen den Commiſ⸗ 
ſionsantrag erfüllt, noch ehe er geſtern den von Stuttgart her bekannten Lö⸗ 
wen gehört habe. (Der Präſident unterbricht hier den Redner, doch ſind feine 
Worte unverſtändlich.) Er würde ſich in hieſer Beziehung mit den Antrag⸗ 
ſtellern vereinigen können, wenn ſie aus demſelben Legitimitätsgrunde Alles 
das verwerfen könnten, was in den letzten Jahren geſchehen: die Vertrei⸗ 
bung der kleinen Fürſten und des deutſchen Bundesſtaates Oeſterreich aus 

talien, die Beraubung des päpſtlichen Stuhls, die Wegnahme Neuchatels. 
zis das nicht geſchehen, könnte von feiner Seite die Frage der Legitimität 
nicht ernſthaft discutirt werden; bis dahin rufen wir Ihnen das Vincke ſche 
Wort pi: „Bleiben Sie mir mit der Legitimität vom Halſe. Den Antrag 
des Abg. Waldeck habe er freudig begrüßt, weil damit die von ihm voraus⸗ 
geſagte Spaltung zwiſchen der conſequenten Demokratie und dem nat oder 
f u röthlich r Gothanerthum deutlich conſtatirt ſei (Heiterkeit und 
iderſpruch links): er habe ſich über den Antrag gefreut, weil er daraus 
eſehen, daß der Antragſteller feiner Principien willen ſelbſt eine Inpopu⸗ 
arität nicht ſcheue. Es verſtehe ſich don ſelbſt, daß er und feine Freunde 
weder die Ziele, noch die Theorien des Abg. Waldeck in irgend einer Weiſe 
theilten. — Sie ſeien nicht Gegner der Anträge, weil der Nationalſinn ſie 
hervorgerufen, ſondern weil der National verein fie, namentlich den Kom: 
miſſionsantrag in Scene geſetzt habe. Der Unterſchied ſei eben, daß er und 
ſeine Freunde in dieſer Frage Hand in Hand mit den übrigen deutſchen Bun⸗ 
desſtaaten gehen wollten. Als Alles in Deutſchland ruhig geweſen ſei, als 
die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage geſchlummert, da ſei bereits ſeine Partei in 
dem Antrage der Herren Stahl und v. Below für die Rechte der Herzogthü⸗ 
mer Stahl babe 


Stahl habe gerade die Nationalehre damals ins Auge gefaßt, die Aner⸗ 
kennung des hiſtoriſchen Rechts, der ſeine Partei ſtets Achtung ezollt. Von 
feudalem Junkerthum ſei alfo hier überall nicht die Rede. — Der Commiſ⸗ 
ons⸗Antrag nun ſtelle der Regierung in Ausſicht, daß dieſe Herren ihr die 
Rittel zu bewilligen bereit find; dieſe Bereitwilligkeit ſei aber in jo unbe⸗ 
immten Ausdrücken gefaßt, daß er der Regierung nicht rathen möchte, dieſe 
rücke zu betreten, denn käme es erſt darauf, ſo würden, wie er fürchte, die 
e Antragſteller ſehr beſtimmte Bedingungen ſtellen. fel d Sehr 
richtig!) Deshalb babe ſeine Partei einen andern Antrag geſtellt, der der 
Regierung beſtimmt die Mittel zur Verfügung ſtelle. Was ſollte auch aus 
den Prärogativen der Krone werden, wenn das Abgeordneten⸗Haus bei jeder 
auswärtigen Frage ſeine Reſolutionen faßte und ſeine Bedingungen ſtellte! 
Die Frage ſei jetzt noch kaum eine ſchwebende zu nennen: alle Großmächte 
eoftcurrirten und intereſſirten bei ihr! Wenn er ſich auf den Standpunkt der 
Majorität ftelle, wenn Alles in Europa fo geſchehe wie fie wünſche, wenn 
die Großmächte in feierlicher Prozeſſion der a ger in Schleswig⸗ 
Holſtein als Friedensfürſten einzögen, ſo würde ihr Antrag auch nicht zweck⸗ 
mäßig ſein. Das londoner Protokoll ſei nicht aus Laune 3 en, 
ſondern durch die Noth dictirt, um einem Erbfolgekrieg vorzubeugen und her⸗ 
vorgerufen durch die Erkenntniß von der Bedeutung der Integrität der däni⸗ 
chen Monarchie. Wenn geſtern der Wunſch ausgeſprochen ſei, Preußen 
möchte Schleswig⸗ĩHolſtein für ſich zu erlangen ſuchen, jo möchte er den Apo⸗ 
theker ſehen, der dies Recept bereiten möchte. Wünſche hätten aber keine 
irkung, ſonſt wären für Preußen wohl noch andere Länder wünſchenswerth. 
Geſtern habe der Miniſterpräſident erklärt, daß das londoner Protokoll 
nicht zwiſchen Dänemark und den Großmächten unter einander, ſondern von 
jeder Großmacht einzeln mit Dänemark abgeſchloſſen ſei. Dies ändere aber 
an der Sache nichts, wenn die Großmächte einmal an dem londoner Proto⸗ 
toll feſthielten. Er gebe zu, daß Preußen berechtigt ſei, nach der bisherigen 
Erfahrung binſichtlich der Erfüllung der Gegenbedingungen von Seiten Dä⸗ 
nemarks, ſich von dem londoner Protokoll loszuſagen. Daraus folge aber, 
daß, wenn man es nicht mehr mit einem deutſchen Fürſten zu thun habe, 
auch in Schleswig⸗Holſtein nicht mehr von Bundesexecution, ſondern nur 
dom Bundeskriege die Rede ſein könne. Dann aber entſtehe eine europäiſche 
Frage und Verwicklung. Was habe aber ein europäiſcher Krieg bedeutet und 
was würde er jetzt bedeuten? — Selbſt in Frankreich ſei es ausgeſprochen 
worden, es ſei ein abenteuerliches Unternehmen, wenn eine Großmacht alle 
andern gegen ſich aufbrächte. erinnere doch an die erſte Phaſe dieſer 
age im Jahre 1848, wo die rückläufige Bewegung mit dem Waffenſtill⸗ 
ande von Malmoe begonnen, der die Billigung derſelben Verſammlung er⸗ 
ahren, welche nach der Anſicht der Herren unter ſich die erſten Maͤnner 
Deutſchlands gezählt (Ruf links: „Nein“). Wie würde es jetzt aber ſein, 
wenn ein europäiſcher Krieg in Ausſicht ſtände? — Er und ſeine Freunde 
hatten gerade deshalb geglaubt, die Pflicht eines Jeden, der es mit den Her⸗ 
jogthümern und dem Vaterlande aufrichtig meine, erheiſche es, daß die Re⸗ 
terung nicht jetzt ſchon mit Schranken eingezwängt werde und der von der 
endt ſche Antrag ſtelle ihr daher die Verwendung der Mittel für den ihr 
3 — ſcheinenden Zweck und Moment zu Gebote. Der Redner geht nun 
zur Unterſuchung der legitimen Anfprüde des Herze von Auguſtenburg 
über und ſucht ſie durch die bereits aus der „N. Pr. Ztg.“ bekannten 
rgumente der conſervativen Partei zu bekämpfen. Er ſtützt fich dabei auf 
das Privatfürſtenrecht und citirt „den berühmten Staatsrechtslehrer 
ernice“ als Autorität (Gelächter), und berührt auch den Verzicht des Vaters 
erzog Friedrichs, des Herzogs Chriftian von Auguſtenburg. Er halte es 
n der That auch nicht für im Intereſſe Deutſchlands und Preußens liegend, 
die Da der Heinen Fürſten und damit der Gegner Preußens um einen zu 
ehren. 

N Der Redner gitirt darauf eine Stelle aus der Broſchüre eines ſchleswig⸗ 
2 Baliteinifhen Geiftlien, wonach die Unterdrückung des deutſchen Clements 
Dänemark erſt mit der Androhung einer Losreißung Schleswig⸗Holſteins 
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begonnen habe. Seine Partei wünſche aber 
ſchen Elements in Dänemark. Er warne (nach einer andern Broſchüre) fer⸗ 
ner davor, daß die Fortſchrittspartei die 1 Frage als 
Agitationsmittel gegen das Miniſterium Bismarck benutze. Er für ſeine 
Perſon kenne keine andere deutſche Fahne als die ſchwarz⸗weiße Fahne, die 
im Jahre 1813 bereits geſchwungen ſei und im Jahre 1849 das Vaterland 
erettet habe. Der Antrag, den er und feine Freunde geſtellt, bedeute, daß 
fe bereit ſeien, auch jetzt wieder um dieſe Fahne fih zu ſchaaren, wenn der 
Ruf an fie ergehe. (Bravo der Couſervatiben; Ziſchen links.) 

Waͤhrend dieſer Rede haben die Miniſter v. Bismarck, v. Bodelſchwingh, 
v. Roon, v. Selchow am Miniſtertiſche Platz enommen. 5 

Abg. Dr, Jakoby: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat die Partei, 
der ich angehöre, wegen der Kühnheit und Beweglichkeit ihres Geiſtes be⸗ 
wundert. Ob dieſe Bewunderung eine aufrichtige tft, laſſe ich dahin geſtellt. 
Eins aber will ich ihm bezeugen, daß er den Geiſt unſerer Partei, den Geiſt 
ſeiner politiſchen Gegner ſehr wenig kennt; bezeugen will ich ihm ferner, 
daß die Spaltung, die er in der Partei vorausſetzt, ſeine Fiction iſt; bezeu⸗ 
gen will ich ihm, daß die deutſche Fortſchrittspartei völlig einig iſt in ihrem 
Verhalten dieſem Miniſterium gegenüber. Wenn ich in der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Sache das Wort ergreife, ſo geſchieht dies nicht, um den Commiſ⸗ 
ſionsantrag zu vertheidigen oder zu bekämpfen, ſondern nur, um meine 
Stellung zu dem Antrage zu bezeichnen. 

Die Unbeſtimmtheit des Ausdrucks und der Form läßt eine mehrfache 
Deutung zu. Ich halte mich daher für verpflichtet, hier auszuſprechen, wie 
ich den Antrag verſtehe und in welchem Sinne ich dafür zu ſtimmen ent⸗ 
ſchloſſen bin. Auf den Rechtspunkt brauche ich, nach der ausführlichen und 
gründlichen Darlegung des Hrn. Referenten nicht weiter einzugehen. Daß 
durch den Tod des Königs Friedrich VII. von Dänemark die ſeitherige Ver⸗ 
bindung Schleswig⸗Holſteins mit Dänemark gelöſt iſt und die Herzogthümer 
einen unbeſtreitbaren Rechtsanſpruch auf Selbſtſtändigkeit und Selbſtregie⸗ 
rung erlangt haben, darüber herrſchte in Ihrer Commiſſion und herrſcht wohl 
auch in dieſem Pane der Vorredner und ſeine wenige Freunde dielleicht 
ausgenommen, keine Meinungsverſchiedenheit Eben ſo ſind wir wohl Alle 
damit einverſtanden, daß einem ſo wichtigen Ereigniſſe gegenüber, das preuß. 
Abgeordnetenhaus unmöglich ſich ſchweigend verhalten kann, daß es viel⸗ 
mehr offen feine Sympathien für Schleswig⸗Holſtein ausſprechen muß und 
zwar ſeine Sympathien in der eigenſten Bedeutung des Worts. Die Schmach, 
die unſere Brüder an der Eider erdulden, wir alle erleben und dulden ſie mit 
ihnen. Ob das däniſche Kriegsheer die Herzogthümer bedrücke, ob der Ruſſe 
die Provinz Preußen, ob der Franzoſe die Rheinprovinz mit lage pe 
fib aneigne; ich finde darin keinen Unterſchied. Schleswig⸗Holſtein iſt eine 
nationale deutſche, iſt unſre eigene Sache! — Aber m. H., das fühlen wir 
wohl Alle: nicht um Worte, nicht um Sympathie⸗Erklärungen, nicht um 
Beileidsbezeigungen handelt es ſich, nicht um das, was wir zu der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Angelegenheit ſagen, was wir darüber denken oder mei⸗ 
nen; die Frage, die an uns herantritt, lautet: was ſoll, was kann das 
preuß. Abgeordnetenhaus für Schleswig⸗Holſtein thun? 

Und auf dieſe Frage giebt weder der Commiſſions⸗ Bericht, noch der 
Commiſſions-Antrag, bol einer der andern Anträge eine klare unumwun⸗ 
dene Antwort. Zwiſchen den Zeilen iſt zwar Manches zu leſen, aber ich 
glaube, wir ſind es der Sache, wir ſind es uns ſchuldig, offen und frei 
mit der Sprache herauszutreten. Allerdings, meine Herren, iſt unſere Lage 
— ich meine das Verhältniß des Abgeordnetenhauſes zu dem königl. Mini⸗ 
ſterium — eine ſehr eigenthümliche. Stände den erwählten Vertretern des 
preußiſchen Volkes eine Execution zu, die Macht, dem einmüthigen Willen 
des Volkes Geltung zu verſchaffen, da bedürfte es nicht erſt der Mahnung: 
die preußiſche Armee wäre ſchon längſt auf dem Marſche, um die in Schles⸗ 
wig⸗Holſtein verpfändete Ehre wieder einzuldſen. Aber, meine Herren, jo 
einfach liegt die Sache nicht. Wir haben ein Miniſterium vor uns, welches 
die Stimme des Volkes und ſeiner Vertreter mißachtet; das Recht, das be⸗ 
ſchworene Verfaſſungsrecht des eigenen Landes fortdauernd verletzt, ein Mi⸗ 
niſterium, von dem Alles eher zu erwarten iſt, als ein aufrichtiges, ehrliches, 
thatkraftiges Eintreten für die Sache des Rechts und der Freiheit. (Sebr 
richtig.) Meine Herren, ich hätte gewünſcht, das Haus hätte gleich im 
une ſeiner Thaͤtigkeit von dem perſaffung att ihm zuſtehenden Rechte 
Gebrauch gemacht und die Miniſter wegen des Verbrechens der Verfaſ⸗ 
ſungsverletzung in Anklageſtand verſetzt. Nicht etwa, meine Herren, daß 
ich von einem ſolchen Schritte den Erfolg hoffen könnte, das Miniſterium 
zu beſeitigen. Aber ein anderer Erfalg würde dadurch ſicher erzielt werden: 
unſere deutſchen Brüder außerhalb Preußens würden eine klage Anſchauung 
gewonnen haben über unſer Verhältniß zu der gegenwärtigen Staatsregie⸗ 
rung; ſie würden uns nicht jetzt N haben, Aufforderungen an ein Mi⸗ 
niſterium zu richten, von dem wir im Voraus wiſſen, daß es jeder wahren, 
deutſchen Politik abhold, kein Bedenken tragen würde, die ihm bewilligten 
Mittel zu ganz anderen Zwecken, als die von uns bezeichneten, zu verwen⸗ 
den. (Sehr wahr.) 5 

Die deutſchen Brüder würden uns nicht jo Unmdͤgliches angemuthet 
haben, da wo es ſich um Recht, Freiheit und Volksehre handelt, Hand in 
Hand mit einem Miniſterium zu gehen, dem Recht, Freiheit und Vvlksehre 
nichts als leere Worte find. (Brado.) Da würde ihre Commiſſion Abſtand 
genommen haben von jeder Aufforderung, von jedem Anerbieten, gerichtet an 
dieſes Miniſterium. Man hat ferner vorgeſchlagen, über die Miniſter hin⸗ 
weg ſich unmittelbar an den König zu wenden, ein Weg, der unzweifelhaft 
in bielen Fällen der richtige iſt; unter den gegebenen Umſtänden, nach den 
vorangegangenen Erfahrungen iſt dieſer Weg aber weder als angemeſſen, 
noch als rathſam zu erachten. Sollte das Haus der Abgeordneten ſich 15 
einem ſolchen Schritte verſtehen, was hätten wir anders zu erwarten, als 
einen a Beſcheid und die wiederholte Erklärung, daß die Krone 
ſich in vollkommener Ueber einſtimmung mit den Herren am Miniſtertiſche 
befindet. — M. H., geben wir der Wahrheit die Ehre, ſprechen wir es un⸗ 
verhohlen aus: das preußiſche Abgeordneteuhaus iſt völlig außer 
Stande, den Brüdern in Schleswig⸗Holſtein irgend eine wirk⸗ 
ſame Hilfe zu leiſten. Sollten die Männer in Schleswig⸗Holſtein ſich 
auf die Hilfe deutſcher Kammern und Fürſten, oder wohl gar auf die Hilfe 
des Bundestages verlaſſen; ihre Erwartungen würden gerade ebenſo, wie in 
den Jahren 1818 und 1849 getäuſcht werden. Die Kammern werden berath⸗ 
ſchlagen und Anträge ſtellen, die Cabinette werden verhandeln und unterhan⸗ 
deln, werden diplomatiſiren und hin und her Noten ſchreiben; — den Dänen 
aus Schleswig⸗Holſtein zu vertreiben, dazu werden ſie aus freien Stücken 
— ſich nun und nimmer entſchließen. — Es würde denn das alte Wort aufs 
Neue in Erfüllung gehen: „Dum Roma deliderat, Saguntum pexit.“ 

Ein Mittel giebt es, den Brüdern in Schleswig⸗Holſtein wirklich wirkſam 
de helfen und dieſes eine Mittel kann mit den Worten Friedrich Wilhelm III. 
ezeichnet werden. Im Jahre 1813 ſprach es König Friedrich Wilhelm III. 
aus: Unabhängigkeik und Volksehre werden nur & ichert, wenn jeder on 
des Vaterlandes in den Kampf für Jelbſt und Ehre will.“ Das deutſche 
Volk, Preußen voran, muß ſelbſt aus eigenem, freiem Ent⸗ 
ſchluſſe eintreten für ſeine nationale Ehre und Unabhängigkeit. 
Ergreift das Volk in dieſer Sache die Initiative, erhebt es ſich Mann für 
Mann, wie einſt vor fünfzig Jahren, dann wird es die Regierungen mit ſich 
fortreißen, dann wird der übermütbige Däne über die Grenzen des deutſchen 
Vaterlandes zurückgetrieben und Schleswig⸗Holſtein für immer von dem 
Joche der Fremdherrſchaft erlöſt werden. — So m. H., verſtehe ich die Schluß⸗ 
worte des Comm.⸗Antrages, alſo lautend: „Die Ehre und das Intereſſe 
Deutſchlands verlangen es, daß ſämmtliche deutſche Staaten die Rechte der 
er ſchützen, den Erbprinzen von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗ 
uguſtenburg als Her 9 von Schleswig⸗Holſtein anerkennen und ihm in der 
Ge a feiner Rechte wirkſamen Beiſtand leiſten. 5 
In dieſem Sinne faſſe ich den Antrag auf und in dieſem Sinne werde 
ich dafür ſtimmen. (Lebhaftes Bravo.) 5 

Abg. Groote entwickelt unter großer Unruhe des Hauſes und unter dem 
wieder pollen Rufe: „Lauter! Lauter!“ ſowie unter viermaliger Unterbre⸗ 
chung durch den Präſidenten, ſeine Anſichten über den Charakter der vorlie⸗ 
genden Frage, deren Löſung dem gegenwärtigen Miniſterium nicht anzu⸗ 
vertrauen, wie überhaupt von demſelben nicht zu erwarten ſei. — Ein augen⸗ 
blickliches Vergeſſen des Zwieſpalts, ein Liegenlaſſen des Kampfes würde nur 
zur unvermeidlichen Befeſtigung des reactionaiven Regimentes führen. Ob: 
gleich uns vielleicht eine große Gefahr nahe bevorſtehe, lebten wir dennoch 
in einem wahren Chaos der Meinungen, während die wichtigſte Erwägung 


erade die Stärkung des deut⸗ offenbar die ſei, welche Folgen ein Anſchluß an die Intentionen dieſes 
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Miniſteriums baben würde. Nicht blos Schleswig⸗Holſteins, fondern vor 
Allem unſeres deutſchen Vaterlandes Wohl und Wehe müſſe uns am 
Herzen liegen; jene, wie andere verlorene Provinzen werden uns von ſelbſt 
zufallen, ſobald die innere Entwickelung und Geſtaltung Deutſchlands im 
wahren Geiſte der Nation zu Stande gekommen ſein wird. Uebrigens habe 
das Unglück Schleswig- Holſtems alle Parteien geeinigt, wie denn bei uns 
Jedermann zugebe, daß es ſich vor Allem um das ee; Recht 
des einen Factors handle, ſo wie um die Prüfung, welcher Art das Organ 
ſei, dem die Execution anvertraut werven ſolle. Wenn der Feind vor den 
Thoren ſtehe, ſo könne man ihm mit einer ſolchen Regierung nicht die 
Spitze bieten; ehe dies geſchehen könne, müſſe ſie fort, denn während das 
nationale Beingte durch ganz Europa von Allen in Anſpruch S 
werde, geſchehe dies nur in Deutſchland noch nicht. Das ſei die Schuld des 
Miniſteriums Bismarck, welches keinen Sinn habe für edlere Beweggründe, 
keinen Sinn für die ſchaffenden Kräfte im Volke, ſondern nur für den Ga⸗ 
maſchendienſt. Der Präſident unterbricht den Redner, um ihm eine beſſere 
Wahl der Ausdrücke zu empfehlen.) — Es ſei ſchwer, die 4 unter 
einer ſolchen Regierung, ohne ſich einen Ordnungsruf zuzuziehen, richtig zu 
bezeichnen. Den ganzen Sinn ſeiner Rede wolle er in den Wahlſpruch zu⸗ 
ſammenfaſſen: „Hoch Schleswig⸗Holſtein! Hoch Deutſchland! Nieder mit 
dieſer Regierung!“ (Unruhe.) Der Präſident läutet mit der Glocke und 
erklärt den letzten Ausdruck für unparlamen tariſch. 
Abg. Schulze (Berlin): Die in der uns vorliegenden Re e 
Anträge ſind der Form nach zwar ſehr verſchieden, aber dieſe Verſchieden⸗ 
heit fällt doch im Ganzen nicht zuſammen mit der Verſchiedenheit der Stel⸗ 
lung zur Sache an ſich. Ueber den Antrag der Abgeordneten v. d. Heydt 
und Genoſſen kann ich mich ſehr kurz faſſen: er fordert uns auf zu unb . 
ter Zurdispoſitionsſtellung der Landesmittel für unbekannte Zwecke, oder d 
nur ganz allgemein zur Unterſtützung deutſchen Bundesrechts, und die Illu ⸗ 
ſtrationen, welche der Antrag heute durch den Abg. Wagener erhalten date 
haben es uns klar gemacht, daß es den Antragſtellern nicht um das Rech 
Schleswig⸗Holſteins, nicht um das Recht Deutſchlands auf Schleswig⸗Holſtein 
zu thun iſt. Der Abg. Wagener hat mit Hohn darauf hingewieſen, daß in 
der Frage der Herzogthümer die liberale Partei ſich ſogar für Legitimität 
begeiſtere. Ich erwidere darauf: die liberale Partei wird ſtets für eine Le⸗ 
gitimität einſtehen, welche im Volke Wurzeln treibt, die conſervative Partei 
aber zeigt, daß ſie die Legitimität gerade da desavouiren will, wenn ſie zu⸗ 
ſammenfällt mit den nationalen Intereſſen und Beſtrebungen. (Sehr wahr!) 
Sie, meine Herren (zur Rechten), ziehen ſich zurück von der Legitimität des 
Herzogs von Auguſtenburg, weil dieſer eins fein will mit feinem Volle, weil 
er das alte Recht und die Verfaſſung ſeines Volkes gelobt und mit ſeinem 
Eide garantirt. So etwas, ſagen Sie, darf nicht geduldet werden. (Zuſtim⸗ 
mung links, Heiterkeit der Conſeraftwen) Wer, wie Sie, es auszuſp 
wagt, Stücke deutſchen Landes ſeien unentbehrlich für einen fremden Staat, 
der nimmt ſich ſelbſt den Anſpruch, in deutſchen Intereſſen mit zu reden. 
(Lebhafter Beifall). Der Abg. Wagener hat nicht unt en können, mir 
vorzurücken, ich habe in einer früheren Rede behauptet, Preußen müſſe 
der Großmachtskitzel ausgetrieben werden. 


Dieſe Worte aber waren von mir wahrlich nur im Intereſſe Preußens 
ausgeſprochen: ich habe an jener Stelle nur aus geführt, Preußens Politik 
müſſe dahin gerichtet ſein, durch und durch eine deutſche Macht zu reprä⸗ 
ſentiren, ſeine Oſtprovinzen auch in den Kreis ſeiner deutſchen Politik zu 
ziehen. Ware Preußen dieſe deutſche Macht geweſen und hätte es vor 
zehn. Jahren nicht jo ſehr als Großmacht gefühlt, dann würden wir te 
lein londoner Protokoll zu beklagen haben. (Beifall) Was ferner den — 
des Abg. Waldeck angeht, ſo bezweckt derſelbe beſonders, jedes En — 
dieſes Hauſes gegen die Staatsregierung zu verhindern. Aber i b die 
Amendementſteller bei ihren Deductionen feſt. Sie ſagen: faßt das Haus 
den von der Commiſſion vorgeſchlagenen Beſchluß und ſtellt es Anforderun⸗ 
gen an die Regierung, ſo verpflichtet dieſer Beſchluß das Haus auch zur 
Leiſtung. Aber, meine Herren, fordert denn Ihr Antrag Nichts? Sie wollen 
die Wahrung preußiſcher und deutſcher ne in den Herzogthümern, 
Sie verlangen insbeſondere die Nichtanerkennung des däniſchen Königs als 
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wieder im Lager Oeſterreichs befindet. (Hört! Hört! 
Anfang, ich fürchte ſchon ein großer Schritt auf dem 
Hört!) Wenn nun der 


Herzog von Schleswig⸗Holſtein. Aber in dieſen Forderungen liegt ja direct 

die Losſagung von dem londoner Protokoll, und dies gerade iſt ja auch der 

was den Keim unſerer Forderung in ſich trägt. Entſteht aus der Nichtaner⸗ 

kennung, aus der Losſagung vom Prototoll ein Krieg, ſo giebt Ihr Antrag 

Weg, welchen die Regierung einſchlagen jol. Wenn man in Ihrem Sinne 

abſolut und für alle Zukunft gar kein Engagement eingehen will, ſo 

in Deutſchland hat Sie zu dieſem Widerſpruch gebracht. 5 

Das Engagement, welches der Commiſſions⸗Antrag enthält, gr 

fol eine entgegengeſetzte Politik verfolgen, wie fie bi 3 

gethan hat.“ ( 1 u 7 Aller 

dings hat, wie das uns ogfern vorgeleſene Memorial hervorhebt, das jetzige 

9 

Miniſterium angehört, hat dieſelben, hat überhaupt die ganze Situation 

Olmütz geſchaffen, weil ihre Stellung im Lande nur durch eine ſolche 

und verfolgt naturgemäß dieſelben Wege, und es iſt wahrlich charakteriſtiſch, 

daß wenige Monate nachdem die öſterreichiſchen Reformvorſchläge mit ihrer — 
ies iſt gewiß der 

ege Olmütz! (Hört! 2 

. Wagener geſagt hat, das Miniſterium 1 

acceptiren dieſes Geſtändiß. Das Einlenken wäre, für das Miniſterium 

allerdings ein „aus der Haut fahren“, wie ſich der Abg. Jung geſtern aus⸗ 

Ein Miniſterium, welches die Gefahr übernehmen wollte, in einen Krieg 

moͤglicherweiſe gegen ir Europa einzutreten, das müßte ſich Egg 

an 


Kern unſeres Antrages. Sie verlangen alſo mit der Nichtanerkennung das, 
gar keinen Anhalt; der unſere dagegen geht weiter, er bezeichnet den 
muß man gar nichts fordern. Aber die Macht der Volksüberzeugung 
„die Regierun { 
3 fragt ſich: will und kann die Staatsregierung das 
Miniſterium die londoner Verträge nicht gemacht; aber die Partei, der das 
äußere Politik noch zu halten war. Dieſelbe Partei herrſcht heute wieder 
Spitze gegen Preußen gemacht worden ſind, ſich das preußiſche Miniſterium 
ag: t hat, 1 
auf feinem Wege nicht einlenten, jo geben wir bieje Unmöglichkeit zu und 
gedrückt, es wäre für das Miniſterium ein politiſcher Selbſtmord. 
ſtützen auf das preußiſche, auf das deutſche Volk, es müßte ſich 


Volk wenden im Geiſte der Proklamation von Kaliſch, und wie müßte ſich 
7 v. Bismarck vorkommen, wenn er eine ſolche . e „An mein 
Volk“ mit ſeinem Namen unterzeichnen ſollte! (Große Heiterkeit, die nament⸗ 
lich von Herrn v. Bismarck ſelbſt lebhaft getheilt wird.) 

Der Patriotismus, den jedes Miniſterium bejeelen muß, würde es vers 
langen, daß eine Regierung, die ſich nicht auf das Volk ſtützt, zurücktrete, 
ehe es von den andrängenden Wogen beſeitigt wird. — Aber, m. H., helf 
dieſe Erwägungen nicht über alle Bedenken gegen unſern Antrag, fo frage 8 
ich, haben wir denn eine andere Wahl, als die in demſelben getroffene? So 
wenig davon die Rede ſein kann, den Kampf um unſere Verfaſſungsentwicke⸗ 
lung aufzugeben, ebenſowenig können wir auch deutſches Recht und deutſches 
Land dem Feinde preisgeben. Heißt das Politik treiben, einem um ſeine 
Exiſtenz kämpfenden Theile unſeres Volkes zu ſagen: „Ihr da draußen, wars 
tet ein wenig, bis wir unſere inneren Fragen zur Löfung gebracht“ ? Und 
herrſcht dort kein Theilnahme erweckender Kampf, wo wir täglich den Helden» 
muth der Beamten, des Volkes ſehen, die gegen die Gewalt jo ehrenhaft und 
beharrlich kämpfen, daß kein deutſcher Volksſtamm gewiß je mehr, kaum einer 
Gleiches geleiſtet hat? (Beifall.) Dieſe Kämpfer kommen zu uns um Sim a 

en 


und wir wollen ihnen antworten, wir haben keine Zeit, wir wollen iin 

dann helfen, wenn nicht mehr zu helfen iſt. Schon geht ein zorniger Kampfes⸗ 6 
muth durch das ganze Land, und die preußiſche Volksvertretung ſollte fi 
den Regierungen zugeſellen, die dieſen Volksmuth nur zu dämmen, ſeine N 
Flamme zu löſchen ſuchen? Wir dürfen nicht ſtill ſitzen, wenn ein Stück von - 
unſerem Leibe losgeriſſen wird. Ein Stück Dentſchland opfern, heißt ein 
Stück Preußen opfern, und Schleswig⸗Holſtein opfern, heißt dem 9 

direkt den Weg in das Herz Deutſchlands öffnen. (Zuſtimmung.) Der Abg. 
Jocoby hat darauf hingewieſen, daß wir nicht Armeen marſchiren laſſen könn⸗ 

ten und unſ're Macht überhaupt nur gering ſei: die Volksinitiative allein 

könne in dieſer Sache belfen. Gewiß muß die Thätigkeit des Volkes das 

Beſte thun, aber das Volk erwartet gerade von uns eine Kundgebung und 2 
daß wir ihm das Ziel und die Wege weiſen. — Es ift zunächſt von der 
Bundesexekution die Rede: dieſe in's Werk zu ſetzen, müßte, ſo ſollte man 

täglich erwarten, die Regierung nicht im Stande ſein, nachdem fie fo bedeu⸗ 

tende Mittel, die ſie für die Kriegsbereitſchaft bewilligt erhalten hatte. gegen 


den Willen der Landesvertretung zur Durchführung der Heeresreorganiſation 
verwendet hat. A 55 
Man weiſt auf unſere Veta gegen die Heeresform als unvereinbar mit 
unſern 1 5 Forderungen hin. Aber wir werden uns em Standpunkt 
in der Milftärfrage trotzdem nicht verrücken laſſen. Und wenn wir ebenſo 
auch zugeben, daß an die Bundesexecution ſich ſelbſt 4 
könnte, und wenn wir den ganzen Ernſt unſeres Entſchluſſes auch wohl zu 
würdigen wiſſen, jo müſſen wir doch daran denken: Der wahrt den Frie⸗ 
den am ſchlechteſten, der in der fo großen und wichtigen Frage ſtille hält 
Lebhafter Beifall). Dies würde heißen, die Staaten Europas auffordern, 
zukommen und ſich an Deutſchland zu bereichern (Hört! hört). Wir wer⸗ 
den mehr für den e ae wenn wir dafür ſorgen, daß man 
vor Deutſchland und ſeinem Feſthalten am Recht Achtung hat, als wenn 
wir jetzt uns Unrecht anthun laſſen (Beifall). Was wagt uns Dänemark, 
was namentlich England ſchon jetzt zu bieten! Dieſes erkennt unſer Recht 
nicht an, es begegnet uns mit ſchnödem Hohn, indem es uns, die Unter⸗ 
drückten, als Unterdrücker darſtellt, indem es uns den Rechtsbruch zu⸗ 
it Das deutſche Volk hat Akt zu nehmen von dieſem Verfahren Eng⸗ 
ands (Der . Botſchafter Sir A. Buchanan iſt in der Diplomaten⸗ 
112 anweſend). Selbſt Frankreich beobachtet im Vergleich mit England noch 
An and gegen Deutſchland, es giebt unſern rechtlichen Erwägungen Gehör, 
es verhöhnt uns nicht. Was England hierzu den Muth giebt, das zeigen 
uns die Vorgänge in Rußland, wo England gegen rohe Barbarei ſo gut 


rückſichtsvoll (Heiterkeit), uns aber, weil es glaubt, daß wir das Unrecht 
lſer Recht nicht wahren wollten (Sehr richtig), wir können dem Aufflam⸗ 
Und deutſche Unabhängigkeit gem aufs 5 zuſammen, und wir haben 
ter U 
werde. ie man auch über dieſe Inſtitution denke, und welche Fehler ihr 
e Commiſſions⸗Antrages das Princip der Legitimität fo entſchieden 
laube vielmehr, daß das Recht und Intereſſe Deutſchlands an die Spitze zu 


wie nichts einzuwenden hat. Wenn ſich Jemand wehrt, dann iſt England 
uhig dulden, behandelt es mit Hohn (Zuſtimmung). Es wäre um das Ans 
[in dieſes Hauſes geſchehen, wenn le im deutſchen und im eigenen Lande 
men der nationalen Begeiſterung nicht entgegentreten, da wir in ihm unſere 
Hauptſtütze in den Berfaflungslämpfen haben (Sehr gut). Verfaſſungsrecht 
dafür zu ſorgen, daß wir nach beiden Seiten hin auf unſerem Poſten ſind. 
0 955 | f unſerem Posten fi 
„Abg. Reichenſperger (im Anfange wegen des Geräuſches im Haufe 
nicht zu verſtehen): Er freue ſich, conſtatiren zu können, daß endlich einmal 
115 im Hauſe über die deutſche Centralgewalt, über den deutſchen Bund, 
ohne 8 Qualificationen, ohne verletzende Aeußerungen geſprochen 
a de anhaften, fie ſei doch immer der einzige gemeinſame Mittel⸗ 
ünkt in der deutſchen Nation. Er freue ſich ferner, daß in den Motiven 
betont werde. Er tadle aber, daß man demſelben eine zu überwiegende Be⸗ 
deutung beigelegt, es Alec als Ausgangspunkt genommen habe. 
(kl und das Recht irgend eines Prinzen, möge er Chriſtian oder Friedrich 


heißen, erſt in zweiter Linie zu erwähnen geweſen wäre. 
Zur Sache ühergehend, wolle er nur beiläufig ſein Befremden aus⸗ 
dane en, daß die Commiſſion die Erbprätenſionen des Herzogs von Auguſten⸗ 
urg für jo unzweifelhaft feſtſtehend anſehe. Zwar habe der zunächſt berech⸗ 
pe gnat verzichtet, es laufe doch aber gegen alle Rechtsbegriffe, daß ein 
Sohn bei Lebzeiten ſeines Vaters Erbanſprüche ſolle machen dürfen, auf 
Se dieſer Vater verzichtet habe; ein Sohn, gegen deſſen Agnatenrecht fein 
Bater ein Recht aufgegeben, müſſe doch den Tod deſſelben abwarten. Glück⸗ 
licherweiſe treffe dieſe Conſequen hier nicht zu, da es dem deutſchen Bunde 
7 zuſtehe, die erhobenen Erbanſprüche zur Geltung zu bringen. Der 
Art. 6 der wiener Schlußakte beſtimme, daß die Uebertragung des Regie⸗ 
n eines deutſchen an einen auswärtigen Fürften vom Bunde nicht 
anerkannt werde, bevor der Bund ſelbſt ſeine Zuſtimmung ertheilt habe. 
Der von dem Herzog von Aae dem Vater des jetzigen Prätenden⸗ 
ten, abgegebene Perzicht ſei alſo nicht bindend. Das bemerke er gegenüber 
den geſtrigen Erklärungen des Miniſterpräſidenten und dem verleſenen Pro⸗ 
memoria. Er hoffe, daß der Bund auch in Bezug auf Lauenburg von 
den ihm nach Art. 6 der Schlußakte zuſtehenden Rechten allen Ernſtes Ge⸗ 
9 brauch machen werde. (Bravo!) 
8 Ungeachtet dieſer Bedenken gegen die Motive des Commiſſionsantrages, 
4 pürde er vielleicht dennoch dafür geſtimmt haben, wenn nicht der Tenor 
deſſelben ihm dies verwehrte. Nach der Bedeutung, welche die Vertreter des 
Commiſſionsantrages demſelben beigelegt, und die gegen den klaren Wortlaut 
verſtoße, müfje er darin mit um fo mehr Erſtaunen eine Maske erkennen, als 
F ſich doch ſonſt jo klar auszusprechen pflege, Die Abgg. 
von 1055 Löwe, Jacoby, Schulze hätten dem Antrage eine Bedeutung hei⸗ 
gelegt, die ihm beim Leſen nicht entfernt in den Sinn gekommen. — Nicht 
nur materielle Intereſſen, auch die höchſten moraliſchen Güter der Nation, das 
Bewußtſein ihres Rechts und ihrer Ehre, ftänden in Frage; er könne nur die 
Br: e a een, daß die Königliche Staatsregierung beſſer, als voraus⸗ 
ſichtlich die Majortiät des Hauſes, die Pflichten erkennen werde, die unter 
dieſen Umſtänden einem Staate wie Preußen obliegen. n 
e Beim erſten Leſen der drei Anträge, des Virchow⸗Stavenhagen'ſchen, des 
Waldeck ſchen und des Schwerin'ſchen, habe er optima fide geglaubt, fie ſagten 
2 daſſelbe und ſeien nur abzuwägen nach der Klarheit und Korrektheit des Aus: 
druds. Und, füge er hinzu, da ſei ihm der Stavenhagen'ſche, der jetzige 
Commiſſionsantrag, entſchieden als der ſtärkſte erſchienen, als derjenige, 
welcher am meiſten für Schleswig Holſtein beanſpruche. Wie fei er num 
enttäuscht, als er geſtern wiederum die Parole gehört „Gewehr bei Fuß,“ und 
abermals den Ausſpruch, daß man dem fetzigen Miniſterium keine Unter: 
ſtützung gewähren, ihm nicht die Mittel anvertrauen könne, welche doch zur 
Durchführung der ihm geſtellten Aufgabe erforderlich ſeien. — Die Befür⸗ 
wotter des Commiſſtonsantrages ſprächen von „Bedingungen“, die fie 
geſtellt hätten. Aber, m. H., Sie haben keine Bedingungen geſtellt, das iſt 
licht richtig; leſen Sie Nein Antrag, wie die ganze Welt ihn leſen wird, 
dann werden Sie keine Bedingungen herausleſen. Sie ſagen, die Bedin⸗ 
gungen lägen in den Motiven. Das kann nicht ſein; das Motiv der Legi⸗ 
kimität nehmen Sie als erwieſen an; die anderen Motive können nicht Ber 
dingungen ſein, wenn jenes Thatſache iſt. 
Sie halten weiſe Reden hier, und wollen dann das ſchleswig⸗holſteiniſche 
5 Volt Preis geben, weil Ihre Bedingungen nicht 2 - (Sehr wahr! rechts.) 
is Sie reden von Beiſtand, und all Ihr Beiſtand ſoll in Reden beftehen. 
Wenn das alles rfolg Ihrer Beſchlüſſe ſein bu fo wird die Welt urthei⸗ 
. hier eine Parteiſelbſtſucht ſpreche, viel ſtärker als die der Franzoſen, 
welche ſeit Jahren, um ihrer Herrſucht zu fröhnen, die Polen durch leere Ver: 
f ſprechungen in den Tod hetzen, ohne irgend etwas für ſie zu thun. Sata 
Sie Jagen, der Staat Preußen kranke und müſſe erſt Gene ich ſage, da 
das eine faktisſe Sprache iſt, welche das grade Gegentheil von dem zur 
Fal De wird, was Sie erwarten. Ich ſtelle mir vor, daß auch dieſer 
kranke Mann ſich wieder erholen Tann, daß er ſich erhebt und den Doktor 
ins Bett legt, daß er die Büchſe ergreift, hinausgeht und feine Schuldigkeit thut. 
Jaguntum non perit! 8 Dann war der Waldeckſche Antrag der 
klarere, der einfache korrekte Ausdruck des Parlementarismus. Von dem 
Standpunkt aus halte ich es für richtig, wenn man berſucht, das preußiſche 
Königthum auszuhungern, das hat Sinn; aber es hat keinen Sinn, wenn 
man Reden hält, um „Poſition zu nehmen“ und dann nichts weiter thut. 
(Rufe: ſehr Bahr % meine Herren, das iſt wahr! (Dr, Virchow: Nein, 
es iſt nicht wahr!) Bei Ihrem heißen Reden und kalten Thun kommt nur 
jenes Laue heraus, von dem der ee gilt. Ich glaube ferner, daß 
der Tenor des Commiſſionsantrages auch über die Grenzen des Zuläßigen 
binaus geht. „Die Ehre und das Intereſſe aller deutſchen Staaten erfor⸗ 
dern“ ꝛc. ie kommen wir zu einem ſolchen Ausſpruch? Wenn nun ein 
anderer deutſcher Staat nicht der Anſicht Ihrer Majorität iſt? 
Und ich glaube auch, daß dieſe Sprache nicht Preußen gegenüber ge⸗ 
übrt werden darf. Ich verſtehe unter den Worten: „die Ehre verlangt, daß 
irkſamer Beiſtand geleiſtet werde“, daß ein Krieg geführt werden ſoll; 
ſonſt iſt die verletzte Ehre verwirkt. Welche Stellung glauben Sie 
wohl, daß ein Gericht einnehmen würde einer Partei gegenüber, welche dor 
ihm erſchien mit der Bohauptung: „das Urtheil muß ſo geſprochen werden, 
das verlangt die Ehre?“ Würde es dies nicht mit Recht für eine Chr: 
verletzung halten? Und nach Artikel 48 unſerer Na e iſt es 
doch der König, welcher Krieg erklärt und Frieden 1 t. Ihm gegen⸗ 
über alſo ſagen Sie, die Ehre fe verletzt. Ich begreife nicht, wie Sie be⸗ 
rechtigt ſein können, eine ſolche Sprache zu führen gegenüber demjenigen, der 
allein über Krieg und Frieden zu entſcheiden hat. (Sehr richtig: rechts.) 
Denn darin ſind wir doch wohl alle einig, daß dem Könige die freie Ent⸗ 
ſchließung zuſteht, daß er nicht wie ein griechiſcher König nur das Pünkt⸗ 
chen über dem J 5 Wünſche und Erwartungen auszuſprecheu, iſt die 
Landesvertretung berechtigt, nicht einen kategoriſchen Imperativ! 
(Sehr wahr, rechts.) Das iſt eine Verwechſelung der Gewalten. Das Recht 
des Königs über Krieg und Frieden iſt überall ein Grundrecht der Monarchie: 
wer nicht die Republik will, muß ſich dem einmal fügen. Der König iſt 
der ausſchließliche Repräſentant des Staates als folden, während wit mit 
dem anderen Hauſe nur die Vertreter des Volkes innerhalb und nöthigen⸗ 
= falls gegen die Staatsraiſon find. * € 
. Allerdings find die Zeiten Friedrichs II. vorüber, wo ein König Krieg 
Be „übt, Wenn er will und nachträglich ſich einen betriebfamen Juriſten nimmt, 
5 den Orund dazu nachweist. Jedenfalls ſei bieſe eite der Frage 
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Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Man verkenne den von ihm geitellten 
Antrag, wenn man meine, daß er denſelben für geringer gehalten habe, als 
den Kommiſſions⸗Antrag; fein Antrag ſei nur beſtimmter formulirt, und 
vor Allem ohne Rückſicht auf die Perſon, wobei ihm allerdings eine ab⸗ 
weichende Stellung gegenüber den beiden Seiten des Hauſes eigen ſei. 

ielefeld (Waldeck) ſage, mit einem Kriege könne unſere 
Freiheit untergehen, ſo erinnere er an die Zeit von 1806 bis 1813, und er 
Ri auch nicht jo peſſimiſtiſch, daß er den Wahlſpruch adoptiren möchte: 
„Fiat justitia, 72 — mundus“. — Gegen den Abg. für Neuſtettin (Wage⸗ 
ner) müſſe er bemerken, daß Preußen nimmermehr geworden wäre, was es 
iſt, wenn der große Kurfürſt und Friedrich der Große eine ſo ängſtliche und 
engherzige Politik geübt hätten, wie Jener ſie empfehle. — Der Redner 
ſtizzirt den Hergang der politiſchen Ereigniſſe ſeit dem Jahre 1849, ſoweit 
ſie die däniſche Monarchie und Schleswig⸗Holſtein berühren, und knüpft 
daran eine ausführliche Erörterung der Erbfolgeverhältniſſe im Kö⸗ 
nigreiche und in den beiden Herzogthümern. — Durch den londoner Ver⸗ 
trag ſei ein neues Erbfolgegeſetz geſchaffen, und aus völfer und ſtaats⸗ 
rechtlichen Gründen müſſe man ſich von dieſem Vertrage losſagen, wenn⸗ 
gleich er angeblich zur Erhaltung der Integrität des Geſammtſtaates Däne⸗ 
mark und des Friedens in Europa geſchloſſen worden ſei. — Er müſſe 
beige darauf hinweiſen, daß die ganze neu geſchaffene Thronfolge nach 
der Verzichtleiſtung des neuen Königs der Hellenen Wilhelm Georg nur 
auf vier Augen (dem 20 jährigen Kronprinzen und dem 5jährigen Prin⸗ 
zen Waldemar) beruhe; ſchließen ſich dieſe, ſo leben Rußlands Anſprüche 
auf die Erbfolge in Schleswig⸗Holſtein wieder f. 

Preußens Ehre und Intereſſe ſeien engagirt, wo es ſich um die Unter⸗ 
drückung eines nationalen deutſchen Namens durch Fremde handle; zudem ſei 
die ee Revanche zu nehmen, für Preußen günſtig; denn weder Ruß. 
land, noch England, noch Frankreich würden ihm ſonderliche Hinderniſſe in den 
Weg legen. Rußland nämlich befinde ſich überhaupt nicht in einer dazu ge 
eigneten Lage; England würde, trotz des been Tones mancher engliſcher 
Zeitungen, nie die Schmach über ſich kommen laſſen können, ein ihm ftamm⸗ 
verwandtes Volk ruhig unterdrücken zu ſehen, wie es denn auch kein prinzipiel⸗ 
ler Gegner einer preußiſchen Marine ſei, da gerade ſein eigenes Intereſſe das 
Vorhandenſein mehrerer Seemächte zweiten Br neben der franzöſiſchen 
wünſchenswerth mache. Der Kaiſer Napoleon endlich ſei keineswegs fo lüſtern 
nach dem Rheine, wie man ihm nachſage; er ſei vielmehr energiſch aufgetreten 
für die Nationalitäten, wie z. B. in Italien, und lege auf den friedlichen 
Handelsverkehr mit ſeinen deutſchen Nachbarn das größte Gewicht. Bei der 
Einigkeit, welche gegenwärtig durch ganz Deutſchland gegenüber den Vor⸗ 
gängen im Norden herrſche, könne uns keine ernſtliche Gefahr von Seiten des 
übrigen Europas drohen. Das deutſche Volk dürfe nicht dulden, daß ſeine 
deutſchen Mitbrüder von dem kopenhagener Pöbel, der ſogar ſeinem Könige 
Gewalt angethan habe, unterdrückt werden. Der Tag ſei noch nicht gekom- 
men, ja, er werde in Ewigkeit nicht kommen, da des Dichters oft citirted 
Wort: „Nichtswürdig iſt die Nation, die nicht ihr Alles ſetzt an ihre Ehre,“ 
auf das deutſche Volk paſſe. 5 

Sein Antrag ſei nur geſtellt worden in dem Gedanken an das Vaterland, 
habe nur ausſprechen wollen, was die Gemüther des Volles erfülle und bes 
wege; ja, auch die Armee ſehne ſich nach der Gelegenheit, durch Thaten 
den Roſt des Ruhmes zu tilgen, den ein langer Friede nothwendig im Ge⸗ 
folge habe. Die Stimmung und der innere Thatendrang des Heeres ſeien 
heut dieſelben wie im Jahre 1813, als ſie ſich in dem kampfluſtigen Worte 
ausdrückten: „Majeſtät, laſſen Sie uns los!“ — Unter Hinweis auf das 
Wort Jehovah's an Samuel: „Gehorche der Stimme des Volks“, beſchwört 
der Redner die Regierung, auf die Stimme des Volkes zu hören. 
Selbſtverſtändlich ſei, daß die ar der allgemeinen Bewegung nicht 
fremd bleiben dürften, ſondern ſie vielmehr fördern müßten, wenn ſie gelin⸗ 
en ſolle. Die nothwendigen Folgen der Vereinzelung würden nur daß Miß⸗ 
ingen und die Unterdrückung der Bewegung ſein, wovor uns Gott bewah⸗ 
ren wolle.“ Der Sieg werde nicht fehlen, wenn Alle einig ſeien, und in 
Bend ee ein freudiges „Vorwärts“ zu ihrem Feldgeſchrei machen. 

ravo.) 

Ein vom Abg. Graf Haake eingebrachter u wird angenommen. 
Als nächſte Redner werden präcludirt:? Graf Bethuſy⸗Huc (gegen), Staven⸗ 
dagen (für den Commiſſions⸗Antrag). — Es folgen perſönliche Bemer⸗ 
ungen. 4 3 x 

Abg. Dr. v. Bunſen: Ich denke, das hohe Haus wird auch einmal ein 
Auge zudrücken und denken, daß daraus nicht leicht ein Präcedenz entſtehen 
wird, wenn ein Mitglied dieſes Hauſes ſich zu einer perſönlichen Bemerkung 
meldet, mit dem Wunſche, den Namen feines ihm überaus theuern Vaters 
zu decken. Ich habe die Worte, die der Abg. für Bochum geſtern über den 
Antheil meines Vaters an dem vorliegenden Vertragspakte geſprochen hat, 
zwar mit tiefem Schmerze, zugleich aber auch mit tiefem Danke angehört. 

Es wird Ihnen nicht unlieb ſein, wenn ich aus allernächſter Kenntniß 
feine Schlußfolgerung beſtätige. Es ift vollſtändig wahr, daß mein Vater 
vom erſten Aufleuchten des ruſſiſch⸗kürkiſchen Krieges an, ſein Allexäußerſtes 
daran geſetzt hat, um Preußens Veiheaneig am Kampfe an der Seite der 
Weſtmächte herbeizuführen und zwar gerade deshalb, weil er die weitaus ⸗ 
chenden Pläne Rußlands und den ſtarken Druck, welchen Rußland auf un⸗ 
ere inneren und äußeren Beziehungen ausübt, beſſer als irgend ein Anderer 
erkannte und zugleich mit ſeinem Herzblute, d. h. mit Unterzeichnung des 
londoner Verkrages, dieſe Erkenntniß beſiegelt hat. Ueber dieſe Unter⸗ 
zeichnung erlauben Sie mir, ein kurzes, ſchlichtes Wort der Wahrheit zu 
ſagen. Die Prämiſſen der Unterzeichnung, das ſtehe ich keinen Augen⸗ 
blick an als meine Meinung auszuſprechen, beruhten auf einer irrthüm⸗ 
lichen Anſicht. Mein Vater urtheilte über die Machtſtellung Preußens nach 
dem Fall von Olmütz meiner Anſicht nach zu geringe, als er meinte, daß 
Preußen dem Andringen Europa's auf Beitritt zu dieſem Vertrage auf die 
Länge allein nicht widerſtehen könne. Aus dieſem Grunde widerſetzte er ſich 
den übrigens ganz und gar in Berlin geführten Verhandlungen von Lon⸗ 
don aus nicht in dem Maße, als er, obwohl er nur Geſandter war, 
wohl ſeiner Stellung nach hätte thun können und unter anderen Umſtänden 
auch gethan hätte. Als aber die Frage an ihn herantrat, ob er mit der⸗ 
ſelben Hand, welche die Unterhandlungen zu ( unſten der Rechte der Her⸗ 
jeatbüme: zwei Jahre lang in unſäglicher Arbeit, aber mit einer freudigen 

tregtheit ohne Gleichen geführt hatte, dieſes bubenhaft ausgedachte Werk 
(hört! hört!) unterzeichnen ſollte, da bat er Pace es ſei beſſer, daß er 
dieſe Laſt trage als fein geliebter König, welcher ihm Jahre lang enge 
Freundſchaft geſchenkt und deſſen Vater ihm, den Fremdling, zuerſt 5 ſein 
Vertrauen und in wichtige Stellungen gelebt hatte. 

Und an dieſer Stelle muß ich, um nicht ungerecht 10 werden, 
noch beſonders hinzufügen, daß der König mu ilhelm IV. 
ſeinerſeits dem Andringen Rußlands und der im ruſſiſchen Solde 
wirkenden Kräfte (hört! MR lange widerſtanden, daß er bis zum letzten 

nung dahin geſtrebt hat, außer dem Artikel 3, 


Vaters, namentlich eines Ausdruckes, „der 
„wird dieſes Machwerk vernichten,“ und wie w 


welcher die Bundesrechte wahrte, auch noch eine Faſſung ee . 
rde 


elche die Giltigkeit Unterſchrift Preußens Do eitritt 
. chen Bandes Achangkg gemacht haben wü (hört! 

erinnere mich noch manches Wortes aus dem Munde meines 
1 Kanonenſchuß in Europa 
0 r ſeine Berechnungen gewe⸗ 
ſen ſind, werden die geheimen Geſchichten der Jahre 1853 und 1854 ins 
hellſte Licht ſetzen. Unfere Nachkommen werden es willen, daß Preußen 
um den Preis ſeines Beitrittes zu dem Bündniſſe der Weſt⸗ 
mächte gegen Rußland beim Beginn des Krimkrieges die Ord⸗ 

ung der Frage der See eee inne hätte 
erhalten können (bötk! hört! — Senſg tion), alſo daſſelbe, was wir in 
unſerer heutigen Reſolution fordern. — Für den Augenblick aber hat mein 
Vater ſich mit einer klaren Alternative getröſtet. Entweder der Vertrag 
wurde perfect; der Vertrag iſt, wie ich keinen von Ihnen zu ſagen brauche, 
der den Wortlaut des Vertrages kennt, weſentlich proviſoriſcher Natur 
und das ſetzt voraus eine Zuſtimmung der ſchleswig⸗holſteinſchen Stände, 
dieſe wiederum eine Pacification der Gemüther in den Herzogthümern, und 
damit etwas, was in dem Augenblicke als das Beſte erſchien, was zu erlan⸗ 
gen war. Oder der Vertrag wurde nicht perfect, wurde hinfällig und 
in dem Falle befinden wir uns jetzt. 

Der letzte Augenblick, in welchem ſeitens Preußen die Hinfälligkeitserklärung 
ausgeſprochen werden konnte, war der Augenblick, wo jener König die Augen 
I welcher in dem Vertrage von 1852 erklärt hatte, er wolle ſeine Erb» 
olge in ſeinem Staate dergeſtalt feſtſetzen, und auf deſſen Worte hin die hohen 
contrahirenden Theile jene Aenderung der Erbfolge feſtſetzten. In dieſem 
Augenblick war Preußen in der Lage, den Vertrag zu zerreißen, ja ge» 
rade durch den Vertrag gebunden, ihn zu zerreißen, und ich glaube, 
wir haben Grund, uns in Diem Punkte zu beklagen, daß ſeit jenem Augen» 
blick vierzehn Tage vergangen ſind und er iſt noch nicht zerriſſen. (Hört! hört!) 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc erklärt, daß er den Antrag des Abg. v. Vincke 
mit ſeiner Namensunterſchrift verſehen habe; da in demſelben aber von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten ein indirektes Mißtrauen svotum gegen die Regierung 
gefunden worden ſei, ſo bemerke er, daß er ſich nur zu den Worten deſſelben 
bekannt und nichts unterſchrieben habe, was nicht in den Worten des Antrages 
ſtehe. Es ſei ihm nicht in den Sinn gekommen, dem Miniſterium die Mittel 


es deu 
4b 


zu verweigern und deshalb werde er in erſter Linie für den Antrag v. d. Heydt 


und erſt in zweiter Linie für den Comm.⸗Antrag ſtimmen. 

Miniſterpräſtdent v. Bismarck: Ich bin nur durch die perſönliche Be⸗ 
merkung des Herrn Abg. v. Bunſen zu einer kurzen Aeußerung meinerſeits 
veranlaßt worden; ich glaube einen thatſächlichen Irrthum, deſſen er meiner 
Anſicht nach ſich ſchuldig gemacht hat, berichtigen zu müſſen. Der Hr. Abg. 
hat geſagt, daß in den Jahren 1853 und 54 der kgl. Reg. angeboten worden 
ſei, wenn ſie ſich an dem Bündniſſe der Weſtmächte betheiligen wolle, würden 
die ſchleswig-holſteinſchen Verhältniſſe im nationalen Sinne geordnet werden. 
Der Hr. Abg. hat nicht näher bezeichnet, von wem und an wen ein ſolches 
Anerbieten gemacht worden ſein ſollte. Ich bin zwar zu jener Zeit nicht Mi⸗ 
niſter geweſen, aber doch, wie ich glaube, hinreichend vertraut mit den damals 
gepflogenen Verhandlungen, um dieſe Anführung des Hrn. Abg. als einen 
Irkt um bezeichnen zu können. 0 

Abg. v. Sybel: Der Abg. Reichenſperger habe ſeine Rede ſo Ne t, 
als wenn dieſelbe heiß wäre, aber dennoch kalt, indem ſie keine Mittel be⸗ 
willigen wolle. Er (Redner) habe den Abgeordneten wiederum ſo verſtanden, 
als wolle er für den Antrag v. d. Heydt ſtimmen, aber den Geldbeutel auch 
nicht öffnen. Er (Redner) glaube feine Anſicht geſtern offen ausgesprochen 
zu haben. Zwei verſchiedene Anſichten lägen vor: die eine, die des Staats⸗ 
miniſteriums, die andere, gerade entgegengeſetzte, proponirt durch den Com⸗ 
eng Wenn er ſich für die letztere enticheide; jo habe er gejagt, er 
würde bereit ſein, für dieſes Syſtem alle Mittel zu bewilligen. Es habe 
darin auch die Sage gelegen, daß er für die entgegengeſetzte Anſicht nicht ges 
neigt ſein werde, Mittel zu bewilligen. Werde aber das von ihm als richtig 
befundene Syſtem verfolgt, ſo habe er geſtern ausdrücklich erklärt, daß er 
ein ſolches Syſtem unterſtützen werde, gleichviel, welcher Parteiſtellung das 
Miniſterium angehöre. Dazu bekenne er ſich noch heute. a 

Abgeordneter Graf Czieskowski (Redner iſt ſehr ſchwer verſtändlich) will 
ſeinen und ſeiner Freunde Standpunkt bei der bevorſtehenden Abſtimmung ent⸗ 
wickeln. Für einen Theil der Motive würden ſie ſtimmen, für den andern nicht, 
— Der Präſident unterbricht den Redner, indem er bemerkt, daß derſelbe 
durch einen Antrag auf Theilung des Commiſſtons⸗Antrages, dazu er ſeiner⸗ 
ſeits entgegenkommen werde, ſeinen Zweck erreichen würde, daß dies aber keine 
perſönliche Bemerkung fer, — Abg. Graf Eziestöwsrtt: Er und ſeine Freunde 
trügen Bedenken, ſich in die inneren Angelegenheiten Deutſchlands zu miſchen, 
weil ſie dem deutſchen Bunde gegenüber Fremdlinge ſeien. Sie könnten nicht 
darüber abſtimmen, was die „Ehre Deutſchlands“ verlange — Der Prä⸗ 
ſident unterbricht den Redner abermals, worauf derſelbe die Tribüne verläßt. 

Abg. v. Bunſen: Ich verſichere dem Herrn Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, daß die von mir ausgeſprochene Behauptung vollſtändig 
richtig iſt. Während der Verhandlungen in den Jahren 1853 und 1854, 
welche mehrmals den Anſchein hatten, als follten ſie gelingen und einen Ans 
ſchluß Preußens an die Weſtmächte im Krimkriege herbeiführen, iſt von 
Seiten einer der Weſtmächte das ausdrückliche Anerbieten ge⸗ 
macht worden, daß um den genannten Preis die Ordnung der Frage der 
Her chan im nationalen Sinne Preußen überlaſſen werden würde. 

iniſter⸗Präſident v. Bismarck: Ich muß meine vorher ausgeſprochene 
Anſicht, daß die Thatſachen ſich nicht ſo verhalten, aufrecht erhalten, wenig⸗ 
ſtens dahin, daß der fönigl. Regierung irgend eine confidentielle, dahinzielende 
glaubwürdige Mittheilung zugegangen iſt. Ich kann die Negative nicht be⸗ 
weiſen, ich erwarte von dem Herrn, der die Behauptung aufſtellte, den Be⸗ 
weis der Affirmation. i 

Abg. Reichenſperger: Sollte ein Mißverſtändniß ſeinerſeits ſtattge⸗ 
funden haben, ſo würde daſſelbe durch die Bemerkungen des Abg. v. . 
erledigt ſein. Derſelbe habe eben geſagt, daß wenn ſeine Politik ins Werk 
ie werden follte, er bereit fein würde, die Mittel zu bewilligen. Weiter 

ätten auch die Herren Jacoby, Schulze, Waldeck x. nichts geſagt. Dagegen 
je er (Redner) uf vg verſtanden, wenn der Abg. v. Sybel meine, er 
alte die Hand auf dem Beutel. In dem Antrage v. d. Heydt ſei ein poſi⸗ 
tiver Ausſpruch, daß Unterſtützung gewährt werden müſſe, enthalten und eben 
deshalb ſtimme er für denſelben. — Abg. Gr. Bethuſy⸗Huc: Er wolle 


nur conſtatiren, daß er, wenn der Schluß nicht beliebt worden wäre, zunächſt 


das Wort erhalten haben würde. Er würde es auch nur benutzt haben, um 


eine Abſtimmung zu motiviren, wie es der Abg. Cieszkowski in feiner pers 
önlichen Bemerkung gethan. Ob derſelbe die Bedeutung des „Schluſſes“ 
richtig interpretire, das * beurtheilen überlaſſe er dem Haufe. — Der Prä⸗ 
ſident bemerkt, daß ſich als Antragſteller gemeldet hätten, die Abgeordneten 
Waldeck, v. d. Heydt und Virchow und ven zum Schluſſe noch der Referent 
das Wort erhalten werde. Dem Abg. Waldeck könne er das Wort nicht 
geben, da deſſen Antrag kein ſelbſtſtändiger, ſondern nur ein Verbeſſerungs⸗ 
aun zum Commiſſionsantrage an ſich ſelbſt als ſolcher bezeichne. 
Abg. Dr. Waldeck: Bei der vorigen Adreßdebatte habe der Abgeordnete 

v. Vincke (Stargard) ebenfalls einen ſelbſtſtändigen Antrag Tr ee 
als „Amendement“ bezeichnet und trotzdem doch das Wort als; 
erhalten. Er pflege ſich in ſolchen Dingen jedoch dem Bureau zu unter⸗ 
werfen. Es wäre ihm freilich wünſchenswerth geweſen, ſeinen Standpunkt 
noch einmal klar darzulegen, er verzichte aber darauf, wie auch auf den 
überreichen Stoff zu perſönlichen Bemerkungen. Was die Sache 25 
fo ſei er überzeugt, daß dieſelbe in den naͤchſten acht Tagen für ſich ſelbſt 
ſprechen werde. — Der Praſident beruft ſich abermals auf die Beſtim⸗ 
a 4 der Geſchäftsordnung und giebt das Wort dem Abg. v. d. Heydt 
als Antragſteller. (Der Redner ſpricht ſehr leiſe und iſt daher auf der 
Tribüne nur ſchwer verſtändlich.) Er wolle nur der mißverſtändlichen Auf⸗ 
faſſung entgegentreten, die feinem Antrage von verſchiedenen Seiten ent⸗ 
gegengetreten ſei. Es ſei mit dieſem Antrag nicht gemeint, daß der Re⸗ 
gierung zur Durchführung jeder Politik die erforderlichen Mittel bewilligt 
werden müßten. Es handle ſich auch bei ſeinem Antrage nicht, wie der 
Abgeordnete Waldeck gemeint, um feudale oder ariſtokratiſche Sympathien, 
oder um die Militär⸗Reorganiſation, oder um die Verletzung des Legitimi⸗ 
tätsprinzips, wie von anderer Seite gemeint ſei. Der Antrag ſei mit Rück 
ſicht auf die ſchwebenden Verhandlungen und die fehlende genaue Kenntniß 
der Situation 5 Er bezwecke, daß das Recht des deutſchen Bundes 
auf die Herzogthümer gewahrt und ſichergeſtellt werde; er und jeine Freunde 
ſeien bereit, dieſe Mittel zu bewilligen. IE, 

Er ſeinerſeits ſei den Sympathien nicht überall entgegen, die in dem 
Commiſſionsberichte ausgeſprochen ſeien. (Der Redner ſpricht hier jo leiſe, 
daß nur einzelne Worte auf die Journaliſtentribüne dringen und daraus nur 
der allgemeine Gedankengang zu entnehmen iſt.) Redner entwickelt die Ber 
deutung des londoner Protokolls in dem in der Regierung feſtgehaltenen 
Standpunkte, daß namentlich daſſelbe nur jo lange bindend ſei, als Däne“ 
mark ſeinerſeits die übernommenen Verpflichtungen erfülle, insbeſondere ſo⸗ 
weit dieſelben den Schutz des Deutſchthums in den Herzogthümern betväfens 
zugleich berührt er auch das vorhin von dem Abg. v. Bunſen erwähnte An: 
erbieten der Weſtmächte an Preußen während des Krimkrieges, demſelben 
als Aequivalent für ſeine Parteinahme die Regelung der cles holſteini⸗ 
ſchen Frage im nationalen Sinne zu überlaſſen. Von einem ho Jen . n An⸗ 
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erbieten ſei ihm perſönlich nichts bekannt geworden. Es ſchließt 
damit: Sem Antrag ſpreche das Vertrauen zur Regierung aus, daß ſie in 
Schleswig⸗Holſtein die Intereſſen Deutſchlands und Preußens wahren werde, 
und ſtelle ihr für dieſen Zweck die erforderlichen Mittel zur Verfügung. Der 
Antrag ſei daher weit klarer und deutlicher als der Comm.⸗Antrag, indem 
man jede Andeutung darüber vermiſſe, wie die wirkſame Hilfe geleiſtet 
werden ſolle. 
Abg. r. Virchow: Nachdem er mit Aufmerkſamkeit alle Redner ange: 


hört und ihre Einwände verfolgt, ſei er noch mehr als vorher von der Cor: 


— 


enthalten. In dieſer Beziehung habe er nur auf eine 


rectheit des Commiſſions⸗Antrages überzeugt. Er habe allerdings das Be: 
wußtſein daß der Antrag nach außen hin wenig genügen werde. Die Schles⸗ 
wig⸗Holſteiner und das übrige Deutſchland erwarteten mehr von dem preuß. 
Abgeordneten⸗Hauſe. Aber was erwarteten ſie denn? Daß das Abgeordneten⸗ 
Haus entweder mit dieſer Regierung vorwärts ginge oder dieſe 
Regierung ſtürzte, alſo unmittelbar handle. Das könne das Abgeord⸗ 
neten⸗Haus nicht, und ſo ſpiegle ſich denn die Schwäche der Situation in dem 
Antrage der Commiſſion allerdings wieder. Wenn ſich die Herren (auf die 
Conſervativen deutend) über dieſes Anerkenntniß freuten, ſo wolle er es 5 — 
gern ausdrücklich atteſtiren. (Heiterkeit) Die Situation werde noch unklarer 
durch das Verhalten der Regierung. Der Miniſterpräſident habe geſtern 
Namens der Regierung eine Erklärung vorgeleſen, ohne weiter an den Ver⸗ 
handlungen Theil zu nehmen, ohne irgend wie ſeinen Einfluß zur Verſtändi⸗ 
gung anzuwenden. Alles, was nach dem verleſenen Promemoria in ſicherer 
Ausſicht ſtehe, ſei die am Schluß angekündigte Vorlage. Alles andere ſei 
unſicher und man wiſſe nicht, wie die Regierung vorgehen wolle. Es ſei 
dies wichtig für die Aufklärung Deutſchlands über die Stellung des Abgeord⸗ 
neten⸗Hauſes zu dieſer Frage, aber ein ſchlimmes Zeichen für die Lage des 
Landes. — Ein anderer Einwand, der dem Antrage gemacht ſei, beſtehe 
darin, er ſei nicht klar in feinen Conſequenzen. Gnerſeits ſage man: 
er ſei zu weit, er binde uns die Hände, er enthalte eine Anerkennung der 
Reorganiſation, von der anderen Seite werfe man ihm vor: er gebe dem 
Hauſe keine beſtimmte Poſition der Regierung gegenüber. 

Der Antrag bezeichne aber gerade abſichtlich auf dieſe Weiſe die Stellung, 

welche das Haus einzunehmen habe. Wenn das Haus in irgend einer An⸗ 
elegenheit ein beſtimmtes Prinzip aufſtelle, nach welchem es gehandelt zu 
ehen wünſchte, beſtimmte Ziele bezeichnet, nach welchen zu ſtreben, Ehre und 
Intereſſe geböten, jo erklart es auch, daß, wenn in dieſem Sinne gehandelt 
werde, es bereit ſei, die erforderlichen Mittel zu an 5 und dafür einzu⸗ 
treten. Es handle ſich nicht darum, durch den Antrag bloße Sympathien 
auszudrücken oder mit theoretiſchen Floskeln zu kämpfen, ſondern um eine 
reifliche Erwägung deſſen, was im gegenwärtigen Augenblicke die richtige 
Politik ſei, und um die Erklärung der Bereltwi igkeit, für dieſe Politik auch 
das Nöthige zu thun. — Nach den Antecedentien und dem geſtern mitge⸗ 
theilten Promemoria der Regierung werde Niemand erwarten, daß dieſe 
Regierung das thun werde, was das Haus erwarte. Der Commiſſionsantrag 
enthalte bier Punkte: 1) ſolle Preußen nicht allein vorgehen, die ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Sache nicht als eine ſpecifiſch preußiſche behandeln, ſondern als 
deutſche Großmacht in Gemeinſchaft mit den übrigen deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten; 2) ſpreche er die Verpflichtung aus, daß die Selbſtſtändigkeit und die 
Rechte der Herzogthümer geſchützt werden ſollen; 3) wolle er die Anerkennung 
der Rechte des Erbprinzen von Anguſtenburg auf das Herzogthum Schleswig⸗ 
Holſtein und 4) enthalte er die Aufforderung, ihm zur Geltendmachung ſeiner 
Rechte wirkſamen Beiſtand zu leiſten. Dies ſeien doch alles ganz klar aus: 
gedrückte Dinge. 

Er wende ſich zu einem anderen Gegner des Commiſſionsantrages; der 
Abg. Reichenſperger erkenne in demſelben ſchon eine Ueberſchreitung der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Befugniſſe dieſes Hauſes, das nicht berechtigt ſei zu einer 
Einwirkung auf die auswärtige Politik: derſelbe werde ſich doch aber wohl 
hierein finden müſſen, nachdem auch Se. k. k. apoſtoliſche Majeſtät es ſich 

efallen laſſen müſſe, daß ihr Reichsrath ſeine Anſichten und Anträge in der 
ußern Politik ausgeſprochen, und wenn der Abg. Reichenſperger in dem 
Antrage auch einen Eingriff in die Prärogative des Königs erblicke, ſo werde 
er doch vielleicht noch nicht ſo weit in ſeiner allmählichen „Nachrechtsentwik⸗ 


kelung“ gediehen fein (Heiterkeit.), um mit der conſervativen Partei einen |. 


andern Verfaſſungsartikel möglichſt zu überſehen, nach welchem die Miniſter 
für die Handlungen des Königs verantwortlich ſind und das Haus mit dieſen 
zu verhandeln habe. Daß dieſes Haus genbthigt ſei, feine Forderungen auf: 
zuſtellen und es nicht abwarten könne, ſich auf die Forderungen auszuſpre⸗ 
chen, welche das Miniſterium eigentlich an das Haus ſtellen müßte, ent⸗ 
halte ſchon ein Mißtrauen gegen das Miniſterium; man müſſe demſelben 
überhaupt mißtrauen, weil ſeine Perſönlichkeiten zu ſehr in die traurige Ber: 
gangenheit der holſteiniſchen Frage verwickelt ſeien. Der Miniſterpräſident 
habe zwar erklärt, er nehme die Lage an, wie ſie ſei, aber er habe nicht ges 
ſagt, daß er jetzt den Krieg von 1818 und 49 für einen rechtmäßigen 
halte. Erſt wenn dies der Fall wäre, würde er eine correcte Stellung ge⸗ 
winnen. 5 
Graf Schwerin ſcheine dies zwar durch fein Kopfſchütteln zu beitreiten, 
doch halte er dies für die conſequente Folge der eigenen Anſchauungen des 
Miniſterpräſidenten. Denn wenn, wie der Miniſterpräſident ſelbſt anerkannt 
habe, nur durch die londoner Verträge die Grundlagen unſeres Handelns ge⸗ 
geben würden, und wenn dieſe Verabredungen hinfällig würden, was Herr 
b. Bismarck als möglich ebenfalls in Ausſicht geſtellt habe, fo könne man 
nur zurückgehen auf das alte deutſche Recht, welches auch im Kriege von 
1848 und 49 proclamirt worden ſei. Um ſich auf ſolchen Rechtsboden zu 
ſtellen, müſſe man allerdings einen andern Rechtsſinn haben, als er den 
Herren der conſervativen Partei und des Miniſteriums eigen iſt. Denn wenn 
die jungſte Erklarung des Grafen Wartensleben über Heiligkeit der Eide we⸗ 
gen der Offenheit, mit der fie abgegeben, auch dankbar zu acceptiren ſei, ſo 
paſſen ſolche Grundſätze doch wenig in einen Verfaſſungsſtaat, und wie die 
Verfaſſungsartikel in den Händen einer ſolchen Partei eine ganz neue Geſtalt 
gewünnen, ſo müſſe auch in den Beziehungen zum Auslande dieſer Mangel 
an Rechtsgefühl dahin führen, Zweckmäßigkeitsgründe voranzuſetzen und das 
theuerſte legitimſte Recht aufzugeben. Es genüge daher auch nicht, wenn 
dieſem Miniſterium einfach die Mittel des Landes zur Dispoſition geſtellt 
würden, da daſſelbe mit dieſen Mitteln etwas ganz anderes anfangen würde, 
als das Haus beabſichtige, da das Miniſterium nur die nationalen Beſtre⸗ 
bungen damit abzuſchwächen bemüht fein würde. Das Haus könne alſo, wie man 
in Schleswig⸗Holſtein am liebſten wünſche, die erforderlichen Mittel dem Mi⸗ 
niſterium nicht einfach bewilligen, und die Conſequenz des vorliegenden An⸗ 
trages ſei nur die: wenn die Regierung in der durch De zeichneten 
Rachtung vorgehe, dann ſei das Haus berpflichet, dieſer Regierung die Mit 
tel zu bewilligen. f 
Der Antrag ſei nun auch der Lage ganz entſprechend. Denn wenn er⸗ 
ſtens empfohlen würde, daß Preußen nur als Bundesſtaat handeln ſolle, ſo 
werde dagegen wohl nirgends widerſprochen. Wenn der Abg. Wagener es 
aber hervorgehoben habe, daß gerade die liberale Partei den von ihr viel ge⸗ 
chmähten und nicht anerkannten deutſchen Bund aufrufe, jo erwidere er bar: 
auf, daß die liberale Partei wohl die rechtliche Exiſtenz des Bundestags be⸗ 
ſtritten, an der Exiſtenz des deutſchen Bundes aber nie gezweifelt habe. — 
Zweitens fordere der Antrag die vollen Rechte der fag dn g. wie ſie noch 
in einem Memorandum des engliſchen Generalconſuls vom 31. Januar 1849 
feſtgeſtellt und in den alten Urkunden verbrieft ſeien. In dieſen Rechten ſei 
zugleich der dritte Punkt, das Erbfolgerecht des Herzogs von e der 
Pnderbare nſicht der 
Regierung in Betreff Lauenburgs aufmerkſam zu machen, die wohl nur au 
einem Mißverſtändniß beruhe. Lauenburg ſei bekanntlich im Jahre 1815 
von Hannover an Preußen, von Preußen an Dänemark abgetreten worden, 
welches damit für den Verluſt Norwegens theilweiſe entſchädigt werden ſollte. 
n Artikel 4 des mit Hannover abgeſchloſſenen Vertrages ſeien nun die land⸗ 
kändiſchen Rechte Lauenburgs vollſtändig gewahrt, und daſſelbe ſei bei der 
btretung an Dänemark geſchehen. 5 \ 
Nun ſei aber Lauenburg nicht als ein Beſtandtheil Dänemarks abgetre⸗ 
ten und in dieſes inkorporirt worden: vielmehr ſei es mit Dänemark, ebenſo 
wie vorher Norwegen, deſſen Aequivalent es ſei, nur durch eine Perſonal⸗ 
union verbunden worden. Daher ſei denn auch in der ganzen Zeit ſeit 
1816, ſelbſt von däniſcher Seite, nie eine Inkorporation Lauenburgs be⸗ 
hauptet worden. Wie man unter dieſen Umſtänden das däniſche Erbfolge: 
eſetz in Lauenburg proklamiren wolle, ſei unbegreiflich: nicht däniſches, 
ondern deutſches Recht könne dort gelten, und kraft dieſes Rechtes ſeien 
nach dem Ausſterben des berechtigten Hauſes die Stände in der Lage, über 
die Wahl des Landesherrn zu entſcheiden, Der Prinz Friedrich von Heſſen 
aber, welcher auf ſein Recht an Lauenburg zu Gunſten des Königs von 
Danemark verzichtet habe, könne fein Recht nur von der weiblichen Deſcen⸗ 
enz herleiten: da dieſe aber jelbit ein Recht in Lauenburg nicht habe, jo 
ſei auch das Recht des Beinen von Heſſen nicht vorhanden und fein Ver: 
zicht darauf gegenſtandslos. h 0 
Wenn in Hinſicht der Erbfolgefrage der . Reichenſperger die Cei- 
ſion des Herzogs von Auguſtenburg an ſeinen Sohn, den jetzigen Her⸗ 
og, bemängelt habe, ſo habe er ſich 100 den Wortlaut des angeblichen 
erzichts vom Dezember 1852 nicht angeſehen. Einen Verzicht habe der 
erzog gar nicht ausgeſprochen, vielmehr nur die Zuſage gegeben, der Suc⸗ 
ceſſion des jetzigen Königs von Dänemark nicht entgegenzutreten, und wenn 
Verzicht wirklich vorhanden wäre, ſo würde er nur zur Folge haben, 
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daß an Stelle des Verzichtenden die Nächſtberechtigten einträten. Gegen 
den von der rechten Seite gemachten Vorwurf, die liberale Partei benütze 
die Legitimität nur für ihre Agitationen, verweiſe er auf den Proteſt des 
Herzogs von Noör, der ausgeſprochen habe, wenn ſeine legitimen Anſprüche 
nicht anerkannt würden, daß dann die Legitimität aller deutſchen Fürſten 
in Gefahr ſei, Zweckmäßigkeitsrückſichten zu weichen. 

Was endlich viertens die Art der den Herzogthümern zu gewährenden 
Unterſtützung angehe, ſo erwarte man, daß in erſter Linie der Herzog von 
Schleswig⸗Holſtein den Kampf zu führen habe. en habe der deutſche Bund 
zu unterſtützen, und es ſei zu hoffen, daß Preußen bei ſeiner ſonſt wider: 
willigen Stimmung ſich von dem Bundestage würde majoriſiren laſſen. Auch 
ſei zu hoffen, daß Preußen nicht ſich fortdauernd hinter das londoner Pro⸗ 
tokoll ſtecken und von der Anerkennung Dänemarks — denn nach der 
Anerkennung ſei ein Rücktritt vom Protokoll kaum mehr möglich. Der Red⸗ 
ner ſchließt unter Berufung auf eine von Stahl im Herrenhauſe gehaltene 
Rede, daß die Ehre des verſtorbenen Königs, die Ehre namentlich der preu⸗ 
ßiſchen Armee, welche in den Jahren 1818 und 1819 gegen Dänemark ver⸗ 
pfändet und durch das londoner Protokoll geſchändet ſei, die Aufhebung die⸗ 
ſes Protokolls verlange. Er habe keine Sorge für die preußiſche Armee, daß 
ſie nicht ſiegreich den Kampf beſtehen würde, er hege auch nicht die Sorge, 
daß ſie zurückehren könnte, um gegen die Verfaſſung gebraucht zu werden: 
vielmehr würde durch dieſen Kampf der Armee für die deutſchen Herzog⸗ 
thümer der reactionären Partei eine vielleicht unbegründete Hoffnung auf das 
Heer entzogen werden. - 

Die Landesvertretung habe immer die Pflicht, das Beſte zu thun, das in 
ihren Kräften stehe: im vorliegenden Falle ſtimme dieſes Beſte überein mit 
den eigenen Wünſchen der Schleswig⸗Holſteiner. Die Einigkeit, welche man 
dort zwiſchen Volk und Fürſt ſehe, ſei Bürgſchaft, daß dieſes Haus die Bil⸗ 
dung guter Zuſtände nach Kräften befördern würde und die Proclamation 
des ge ogs gebe Gewähr, daß hier der Boden für eine geſunde conſtitu⸗ 
tionelle Verſafſung gewonnen ſein würde. (Beifall. Während dieſer Rede 
hat Abg. v. Unruh den Vorſitz übernommen.) 

Es folgen wiederum perſönliche Bemerkungen des Abg. Reichenſperger 
(in Bezug auf einige ſachliche Mißverſtändniſſe), Graf Schwerin (wegen des 
Kopfnickens ſolche Bewegungen müßten Jedem freifteben; auch tadelt 
Schw. das ewige „Nörgeln“ gegen die Perſonen, Graf Wartensleben (der 
Eid ſei ihm untheilbar; die Gegner aber liefen Gefahr, dem Ganzen des 
Eides untreu zu werden), Virchow (das „Nörgeln“ ſei kein parlamentariſcher 
Ausdruck — worauf Schw. daſſelbe zurücknimml.) 

Abg. Tweſten citirt (gegen die Anſicht des Miniſterpräſidenten) zunächſt 
Heffter s Lehrbuch des Völkerrechts und die von dieſem eitirten Völkerrechts⸗ 
lehrer dafür, daß wenn ein Theil den geſchloſſenen Vertrag nicht halte, un⸗ 
bedenklich auch der andere contrahirende Theil ſich davon losſagen könne. 
Dennoch wolle die Staatsregierung bei dem londoner Protokoll ſteben blei⸗ 
ben. Er fürchte, daß dann im beſten Fall nur Holſtein noch zu retten, im 
minder günſtigen auch dieſes verloren gehen werde. Dann werde durch unſ're 
und Deutſchlands Hilfe Schleswig⸗Holſtein jedenfalls bei Dänemark zu blei⸗ 
ben gezwungen, vielleicht unter anſcheinend milden Bedingungen, die ſicherlich 
ſo wenig gehalien werden würden, als die früheren. 

Das Recht des deutſchen Bundes, in Schleswig mitzuſprechen, ſtütze 
ſich nicht auf das londoner Protokoll, ſondern ſei — wie Redner durch Be⸗ 
rufung auf eine Reihe von biſtoriſchen Aktenſtücken darthut — viel älter. 
Auch Artikel 37 der wiener Schlußacte nöthige den Bund, ſich damit zu be ⸗ 
faſſen. — Der Ref. wendet ſich ſodann gegen die Einwendungen der Abg. 
Dr., Waldeck und Wagener in Betreff der Bevölkerungsverhältniſſe in Schles⸗ 
wig und weiſt aus den offiziellen däniſchen Tabellen, indem er die gemiſchte 
Bevölkerung (82,000). der Deutſchen zuzählen zu können meint, nach, daß 
246,000 Deutſche und nur 160,000 Dänen daſelbſt leben. — Er widerlegt 
weiter die Ausführung Reichenſpergers, daß der Comm.⸗Antrag ebenſowohl 
oder ebenſowenig ein Vertrauens⸗Votum enthalte, wie der Hevpdt'ſche An⸗ 
trag: der Commiſſ.⸗Antrag ſchreibe die Richtung der preuß. Politik vor und 
binde an nichts, der Heydt eſche Antrag gebe der Regierung plein pouvoir 
und bewillige Alles. . 

Er frage, ob Oeſterreich jemals mit dem Reformprojekt hervorgetreten 
wäre, ob die deutſchen Fürſten denſelben zugejauchſt hätten, wenn nicht ein 
Miniſterium Bismarck exiſtirte? Die Abgg. Virchow und Löwe bätten be⸗ 
dauert, daß die Frage über den Zwieſpalt in der liberalen Partei aufgeworfen 
worden; er halte es für unerläßlich, daß die Conſcquenzen der Beſchlüſſe des 
Hauſes vollkommen klar und ſicher dargeſtellt würden. Es ſei nicht die Auf⸗ 
gabe des Hauſes Sympathie⸗Erklärungen abzugeben. Das Haus dürfe eine 
ſolche nur geben im vollen Bewußtſein der Tragweite und mit Uebernahme 
der vollen Verantwortlichkeit für alle Conſequenzen. Er freue ſich, diß 
de Frage vorher aufgeworfen und nicht erſt durch die Debatte hervorge⸗ 
rufen ſei. y 

Sollte dadurch die Zahl der für den Comm. Antrag Stimmenden etwas 
kleiner werden, ihm ſei es lieber, an der Zabl zu verlieren, als der Sache 
zu ſchaden, und ein Schaden würde es ſein, wenn über die Conſequenzen des 
Antrages Zweifel obwalten follten, Der Abg. Waldeck habe vor der An⸗ 
nahme des Antrages gewarnt, weil derſelbe der gegenwärtigen Regierung 
unter Umſtänden eine Bewilligung verheiße; er fürchte dies nicht. — Die 
Miniſter, welche zur Majorität des Hauſes gehörten, hätten bewieſen, daß es 
ihnen Ernſt ſei mit dem Kampfe für das Recht und die Verfaſſung des Lan⸗ 
des, und daß ſie ſich dieſem Kampfe nicht entziehen wollen. Die Conſe⸗ 
quenzen, die der Abg. Waldeck aus dem Antrage gezogen, ſeien alſo nicht 
Ae Der Abg. Graf Schwerin habe hervorgehoben, daß, wenn es zum 
Kriege komme, die Bewilligung der Mittel nicht von der Rüdgängigmahung 
der Militärreorganiſation abhängig gemacht werden könnte. 

Nur ein Wahnſinniger könnte verlangen, daß die Organiſation in einem 
ſolchen Falle auseinandergenommen werde. Komme es zum Kriege, ſo müſſe 
die Organiſation genehmigt werden, ſie ſei populär oder unpopulär, aber die 
Armee im Kriege könne kein Präjudiz fein für die Armee im Frieden. 

Auf die Eventualitäten, welche ein Krieg bringen könne, wolle er nicht 
eingehen; die Thatſachen, von denen ſie abhangig Vet feien zu complicirt, 
um irgend etwas über die Folgen l u können. Im letzten Augen: 
blicke aber erfordere der Krieg unter allen mitänden eine concentrirte 
Gewalt. Die Möglichkeit ſei gegeben, daß die gegenwärtige Staatsregie⸗ 
rung aus einem europäiſchen Kriege ſiegreich hervorgehe. Geſetzt aber, es 
läge in ſeiner Hand die Entſcheidung über die Frage, ob ſelbſt die Dauer 
des Miniſteriums Bismarck auf einige ne verlängert werden ſollte, oder 
ob die Herzogthümer Schleswig und Holſtein für immer aufgegeben werden 
ſollten, dann würde er nicht einen Augenblick im Zweifel ſein und die erſte 
Alternative ergreifen. Er würde lieber das Miniſterium Bismarck einige Jahre 
länger ertragen, als ein deutſches Land verloren gehen laſſen. Er halte den preuß. 
Staat nicht für jo krank, er halte ihn in feinen materiellen u. ſittlichen Grundlagen 
noch ſo geſund, daß er ein Miniſterium Bismarck überdauern könne. Viele 
ſehen einem europäiſchen Kriege mit Bangen entgegen; er glaube, ſelbſt die 
Stellung des Miniſterpräſidenten in der auswärtigen Politik, rechtfertige 
u Beſorgniß. Eine Regierung, die mit dem preußiſchen Volke in voller 
Ue nung ſtehe, habe den Ausgang nicht zu fürchten. 

Ein ſicherer Erfolg ſei allerdings nur zu erwarten, wenn ein anderes Syſtem 
das ne erſetze. Die Erklärung, die der Minifterpräfivent abgegeben, mache 
es nothwendig, daß ein Wechſel der Perſonen eintrete, damit das nöthige Ver⸗ 
trauen bei den deutſchen Bundesgenoſſen wieder gewonnen werde. — Wenn 
indeß die Regierung das thue, was das Haus verlange, wenn ſie die in dem 


fComm.⸗Antrage bezeichnete Politik verfolge, dann werde allerdings das Abg.⸗Haus 


die Conſequenzen des Commiſſ.⸗Antrages ziehen und die erforderlichen Mittel 
bewilligen müſſen. Unter allen Umſtänden hätten wir dafür zu ſorgen, daß in 
dem Jubeljahre der Fremdherrſchaft nicht deutſches Land von Deutſchland ab⸗ 
geriſſen werde, und jo wenig das Abg.⸗Haus darin vermöge, jo müſſe es doch 
thun, was in jeinen Kräften ſtehe. Es thue dies aber, wenn es den Comm.⸗An⸗ 
trag mit allen ſeinen Kräften annehme. (Beifall.) 

Es folgen abermals perſönliche Bemerkungen, Abg. Wal deck bemerkt: 
wenn der Krieg komme, müſſe erſt unſere alte Landwehr wieder hergeſtellt 
werden; mögen die 32 neuen Regimenter ins Feld rücken, wenn man ſie 
für künftige Landwehr⸗Regimenter erklärt, dann haben wir wenigſtens nicht 
die Laſt dauernd auf den Beinen zu erhalten: Abg. Krieger (Goldapp): 
er habe in der Commiſſion gegen die Motivirung auf S. 13 des Berichts 
8 Seine ſchließliche Zuſtimmung habe er nur im Sinne des Abg. 

we gegeben, nicht in dem vom Referenten entwickelten, und in jenem Sinne 
würde er auch hier für den Antrag ſtimmen. Unruhe.) — Der Präſident 
unterbricht den Redner mit dem Bemerken, daß auf ſolche Weiſe die perſön⸗ 
lichen Bemerkungen endlos würden. 5 5 

Es erfolgt die Abſtimmung über die drei Reſolutionen durch Namens: 
aufruf. Bei der Abſtimmung über die v. d. Heyotſche Reſolution werden 
320 Stimmen abgegeben, darunter enthalten ſich 15 (polniſche) der Abſtim⸗ 
mung. Mit „Nein“ ſtimmen 268, mit Ja“ 37 Abgeordnete, die Conſerva⸗ 
tiven und unter großer Heiterkeit Abg. a Er als einziges Mitglied 
der katholiſchen Fraction. Die v. d. Heydtſche Reſolution iſt alſo mit großer 
Majorität verworfen. Ä Nr 

Bei der Abſtimmung über den Walvded’ihen N 8⸗Antrag wer⸗ 
den 316 Stimmen abgegeben; der Abſtimmung enthalten ſich 15, ſtimmen 
mit „Nein“ 264, mit „Ja“ 37. (Heiterkeit.) adi 117 Im 

Der Waldeck ſche Verbeſſerungs⸗Antrag iſt alſo ebenfalls mit ſehr großer 


110 ade 9 und den auch 


Majorität verworfen. Mit „Ja“ haben geſtimmt: Aegerter, Baur, Dr. Becker 
(Dortmund), Bresgen, Calow, Caspers, Foͤrſter, Frentzel, Gortzitza, Hirſch⸗ 
berger, Jung, Kyll. Laßwig, Lowe (Bielefeld), May, Mellien, Neſe, Pflücker, 
Prince⸗Smitb, Kaffauf, Riel, Römer, Roepell, Roggen, Rolshoven, 

ler, Schmiedicke, Servatius, v. d. Straeten, Dr. Temme, Teuchert, v. Valen⸗ 
tini, Velthuſen, Voigtel, Wächter, Or. Waldeck. Von den Unterzeichnern des 


Antrages ſtimmten mit „Nein“ die Abgeordneten Groote und von Sauckenn 


Tarputſchen. j RE 
Der Comm.⸗Antrag wird darauf mit 231 gegen 63 Stimmen angenom⸗ 
men; 15 enthalten ſich der Abſtimmung. (Die Namen folgen morgen.) 
Schluß der Sitzung 6% Wer, Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. T.⸗O.: 
Budgetberichte und Wahlprüfungen. 


[Berichtigungen zum geſtrigen Bericht.] Graf Schwerin hat in 


der Dinſtagsſitzung von dem früheren Miniſterium nicht als einem ſolchen 
geredet, an deſſen Spitze er geſtanden, ſondern — natürlich — dem er angehört. 

Abg. Faucher hat nicht geſagt: Das londoner Protokoll ſei nicht des 
Bundes wegen, ſondern gegen Preußen gemacht, — vielmehr: nicht des 


S undes wegen. 5 

Berlin, 2. Dez. [Ihre Majeſtät die Königin] wird dem 
Vernehmen nach heute Abend gegen 9 Uhr auf der Anhalter Eiſen⸗ 
bahn von Weimar hier eintreffen. ne 

[J J. kk. HH. der Kronprinz und die Frau Kronprin⸗ 
zeſſin] werden, wie verlautet, am 16. d. M. mit Höchſtihren Kindern 
aus England hier wieder eintreffen. b van wo 

Poſen, 2. Dezbr. Geſtern ſprach man hier in militäriſchen 
Kreiſen vom Eingange einer telegraphiſchen Depeſche aus Berlin, welche 
anzeige, daß die Kriegsbereitſchaft des dritten Armee⸗Corps 
verfügt ſei. 5 (Poſ. 3) 

Oeſterrei ch. 

Wien, 2. Dez. [Keine Volksverſammlungl] Das Geſuch 
vom 26. Nov., um Geſtattung einer öffentlichen Verſammlung zum 
Zwecke der Kundgebung der Sympathien Wiens für die Elb⸗Herzog⸗ 
thümer, hat heute ſeine Erledigung gefunden. Der Beſcheid lautet: 
„Dieſem Geſuche kann eine willfahrende Folge, nicht ge 
geben werden. Von der k. k. Polizeidirection Wien, am 1. De⸗ 
zember 1863. Strobach m. p. An Se. sc des Herrn Joſ. Klemm. 
Zugeſtellt 1. Dezember. g 2 in 1 

Krakau, 2. Dez. Geſtern erfolgte die Schlußverhandlung in 
dem Prozeſſe gegen Bentkowski; der Angeklagte wurde auf Grund des 
§ 66 des Strafgeſetzbuches zu einmonatlichem Kerker verurtheilt. 

r 

Bern, 28. Nov. [Die vom Bundes rath berathene Anz 
wortsnote auf die Einladung zum Congreß! iſt vollſtändig 
im Sinne der Verträge von 1815 redigirt, und ſpricht infolge deſſen 
auch das Verlangen aus, daß der Congreß, falls er zu Stande kom⸗ 
men ſollte, auch die ſavoyer Frage in den Kreis ſeiner Berathungen 


ziehen möge, indem die Schweiz, deren Neutralität durch jene Verträge 


garantirt worden ſei, durch die Annexion von Nordſavoyen an Frank⸗ 
teich in ihren Neutralitätsrechten eine offenbare Verletzung erlitten habe. 
Gleichzeitig wurde außerdem noch der Erlaß eines Kreisſchreibens an 
die Garanten der Verträge von 1815 beſchloſſen, das dieſen Mächten 
den Inhalt jener Note zur Kenntniß bringt, und ſie um ihren Beiſtand 
bittet, wenn die Schweiz ihrem Recht auf dem Congreß Geltung zu 
verſchaffen verſuchen wird. x 1983 
Großbritannien. 

London, 28. Nor. [Lord Elgin.] Die „Times“ hält es für ſo gut 
wie gewiß, daß der General » Gouverneur von Indien, Earl Elgin, deſſen 
lebensgefährliche Erkrankung wir geſtern meldeten, bereits den Todten zuzu⸗ 
zählen iſt, und widmet ihm, den ſie einen der tüchtigſten Staatsdiener nennt, 
den England beſitze oder doch noch vor Kurzem beſaſſen habe, ſchon einen 
förmlichen Nekrolog. Lord Elgin gehört der alten ſchottiſchen Familie der 
Bruce an und war Sohn jenes Lord Elgin, welcher die unter dem Namen 
der Elgin Marbles bekannten und im britiſchen Muſeum prangenden wun⸗ 
derbaren Meiſterwerke der helleniſchen Kunſt nach England brachte. Er ward 
im Jahre 1811 in London geboren genoß ſeine Schulbildung in Eton und 


feine Univerſitäts⸗Bildung zu Chriſt⸗Church in Oxſord, wo auch feine beiden 


Vorgänger im Amte, der Marquis von Dalboune und Viscount Canning, 
ſo wie Sir Robert Peel, der gleichfalls verſtorbene Kriegs Miniſter und Ge⸗ 
lehrte, Sir George Lewis und die noch lebenden Staatsmänner Gladſtone 
und Earl von Derby ihre Univerſitäts⸗Jahre verbrachten. Im Jahre 1841 
trat er, damals noch den Namen Lord Bruce führend, als Abgeordneter für 
Southampton und als Anhänger Sir Robert Peel's ins Parlament. Im 
Staatsdienſte angeſtellt ward er zuerſt im Jahre 1842 als General⸗Gouver⸗ 
neur von Jamaica, bekleidete dann von 1846 an in rühmlichſter Weiſe dies 
ſelbe Stelle acht 1 nete | i 
in China aus, Nicht zu vergeſſen iſt, daß er gleich bei Ausbruch des indi⸗ 
ſchen Aufſtandes, die ungeheure Mißlichkeit deſſelben erkennend, die für ihn 
nach China beſtimmten Truppen ohne viel Bedenken auf eigene Hand und 
eigene Verantwortlichkeit nach Calcutta ſandte, ein Entſchluß, deſſen man ſich 
in ſeinem Vaterlande noch lange dankbar erinnern wird. Lord Elgin wurde 
während feiner politiſchen Laufbahn faſt in allem, was er an riff, vom Gluck 
begünſtigt, und „verdankte dieſen Erfolg“, wie die „Times“ ſagt, „nicht ſo⸗ 
wohl großem Genie als geſundem Menſchenverſtande, geſellſchaftlichem Tact 
und ausdauerndem Fleiße.“ j ale 
[Ueber Schleswig⸗Holſtein] bemerkt die „Saturday Review“: 
„Der engliſchen Regierung ſteht es nicht frei, die Giltigkeit des Ver⸗ 
trages von 1852 in Frage zu ſtellen, aber jeder Beiſtand, welchen man 
Dänemark leiſtet, ſollte ſtreng an die Bedingung geknüpft ſein, daß die 
Herzogthümer gegen die von Friedrich VII. ſoſtematiſch ausgeübte Ge⸗ 
ſetzwidrigkeit ſichergeſtellt werden. Es wird eine Schmach für die Di⸗ 
plomatie ſein, wenn die Thronbeſteigung Chriſtian s IX. zu einem all⸗ 
gemeinen Kriege führt; allein die Gefahr kann nur durch Feſtigkeit im 
Vereine mit der ſorgfältigſten Rückſicht auf die legalen Rechte der Her⸗ 
zogthümer und des deutſchen Bundes, wenn nicht auf die Gefühle der 


deutſchen Nation, abgewandt werden.“ an 
[Verſammlung von Deutſchen.] Auf dem geftern in der 


London Tavern unter Vorſitz Heintzmann's abgehaltenen Meeting hie⸗ 


ſiger Deutſcher zu Gunſten Schleswig⸗ Holſteins wurden Reſolutionen 
gefaßt, weiche erklären, daß Schleswig⸗Holſtein von Dänemark getrennt, 
daß das londoner Protokoll für als null und nichtig zu betrachten iſt, 
und daß Deutſchland die Pflicht hat, Schleswig⸗Holſtein zu vertheidigen. 
Ein Ausſchuß zur Organifirung von Freicorps ward ernannt. 
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Fahre nach der Gründung der foſſilen Flora als Wiſſenſchaft, in der Beſchrei⸗ 
ung der foſſilen Pflanzen von Sinigaglia ein Werk, welches als die erſte Ter⸗ 
tiärflora irgend eines Fundortes überhaupt anzuſehen iſt. Außer Italien 
kaum verbreitet, enthält es, wie wohl nur Wenige wiſſen, ſchon damals einen 
großen Theil der merkwürdigen nordamerikaniſchen Typen, welche erſt ſpäter 
in anderen Lokalitäten entdeckt, unſere Bewunderung erregten, wie z. B. 
Liriodendron, Plauera, Carpinus, Vitis, Ahornformen, Taxodien und andere 
Cupreſſineen u. ſ. w. In ausgedehnteren, den Fortſchritten der Wiſſen⸗ 
ſchaften entſprechenden Form und prachtvoller Ausſtaktung erſchien in unſeren 
Tagen, im Jahre 1861, eine abermalige Beobachtung jener Flora von Sca⸗ 
belli und A. Maſſalongo . sulla flora fossile e Geologia strati- 
graphica del Sinegal liese, 500 S. Text und 45 Taf. gr. 4.), von denen 
erſtere die As intereſſante geogmoftifce, die letztere die botaniſche Abtheilung 
lieferte. Maſſalongo ſtarb kurz vor Beendigung dieſes Werkes. Nicht leicht 
hat irgend Jemand in verhältnißmäßig ſo kurzer Zeit, die ſich nur auf zehn 
Jahre erſtreckt, eine ſo ausgedehnte, fruchtbringende, literariſche Thätigkeit 
entwickelt, als eben Maſſalongo, und ſich dadurch gerechte Anſprüche auf den 
Dank der Nachwelt erworben. Außer den umfangreichen und zwar eine neue 
Bahn eröffnenden Arbeiten im Gebiete der Flechtenkunde, und nur zu 
ſehr inſeiner Zeit durch Verhältniſſe als Gymnaſiallehrer beſchränkt, lieferte 
er dennoch in ‚nen kurzen Zeitraum auch im Gebiet der Paläontologie nicht 
weniger als 28 verſchiedene, mehr oder minder umfangreiche und ji ſtets 
auch von zahlreichen Abbildungen illuſtrirte wichtige Werke und Abhandlun⸗ 
Ben und gründete eine umfangreiche paläontologiſche Sammlung, die uns 
chon vor mehreren Jahren unſer Herr College Römer als ganz ausgezeich⸗ 
net ſchilderte. Es gereicht daher ſeiner Vaterſtadl, Verona, zu großer Ehre, 
daß ſie ſich dieſe literariſchen Schätze nicht entgehen ließ, indem ſie dieſe ſtum⸗ 
men, aber doch auch ſo beredten Zeugen der literariſchen Thätigkeit ihres 
berühmten Mitbürger ſelbſt für ihr Muſeum für den Preis von 8000 G. 
erwarb. Im Verein mit Prof, R. de Viſiani in Padua bearbeitete Maſſa⸗ 
longo auch die wichtige ältere Tertiärflora von Novale bri Vicenza (46 Sei⸗ 
ten Text 137 Q. Fu. als fernere Zeichen großer erſprießlicher Thätigkeit 
) biet Eugene Sismonda in Turin ein Prodrome d'une flore 
tertiaire du Piemont 1859, wozu früher Faujas St. Fond, Collegno, 
Viſiani, Michelotti Beiträge lieferten; ferner G. Capellini zu Genua 
1860 über die geognoſtiſchen Verhälniſſe der Lignit. des Val di Megra 
(5 T. 36 S. 4.) und die Contributions à la Flore fossile italienne bon 
h. Th. Gaudin (al3 Botaniker) dem Marquis Carlo Strozzi (als 
(Geologe) 1858—62, 6 einzelne Hefte mit 41 Tafeln in 4., einzelne Mono⸗ 
graphien verſchieden in paläontologiſcher Hinſicht beſonders wichtigen Gegen⸗ 
den, wie des oberen Arnothals von Montagore, Maſſa maritima, verſchiedener 
Travertine Toskana's, des vulkaniſchen Tuffs der lipariſchen Inſeln u. v. a. 
undorte“). Indem der ne näher auf den reichen Inhalt dieſer 
ämmtlich von ihm vorgelegten Werke, insbeſondere in Beziehung auf die 
Tertiärflora Schleſiens einging, von welcher er eben noch ſo wie früher zwei 
Altersſtufen unterſcheidet, eine mittelmiocäne und obermiocäne, be 
merkte er, daß viele Arten Italiens auch bei uns vorkämen, nur bei uns jedoch 
bis jetzt die untermiocänen Formen von Novale, und eben jo die pliocänen 
oder diluvialen der Travertine mangelten. Zur mittelmiocänen Forma⸗ 
tion gehört in Schleſien und der benachbarten Lauſitz, nach dem gegenwärtig 
vorliegenden reichen, ſich täglich mehrenden, hoffentlich noch zur Bearbeitung 
gelangenden Materiale, die geſammte Braunkohlenformation, zur obermio⸗ 
cänen allein die in ihrer Art fo ausgezeichnete Ablagerung von Schoß⸗ 
nitz, welche ſich unter den italieniſchen am meiſten den von 
Montajone und Sinigaglia, in Baden der von Schrotzburg und 
in weiter Ferne den von Hrada vata im Nordweſten Islands 
unter dem 64° 40’ n. Br. und den von der Halbinſel Alakſa, dem 
weſtlichſten Ende des ruſſiſchen Amerika's, etwa 59° n. Br. nä⸗ 
hert, zum Beweiſe der weiten Verbreitung des auch in der Tertiärzeit noch 
allgemein herrſchenden wärmeren Klima's, welches nach meinen Beobachtungen 
ſelbſt in Grönland unter dem 70 n. Br. die Entwickelung von Cycadeen 
geſtattete. (Zamites arcticus m.) Zu welcher Stufe die vor einigen Jahren von 
mir beſtimmte en f de n r m zwiſchen Oppeln, Löwen und 
an zu rechnen iſt, die allein nur im Stande wäre, Schleſien 
aterial für die ede und ungariſchen ähnliche Mühl⸗ 
fteine 5 liefern, da ſie derſelben Bildung angehört, vermag ich zur Zeit 
wegen Mangel deutlicher Petrefakta noch nicht zu beſtimmen. Für quartär 
halte ich das tuffartige Geſtein mit jetztweltlichen Blattab⸗ 
drücken, welches in Paſchwitz bei Schoßniß und auch an letzterem Orte 
im Hangenden der Blätterſchichten vorkommt, Berichtigend ſetzt der Vortra⸗ 
ende noch hinzu, daß der Fundort des von ihm vor 22 Jahren aus Tiefen⸗ 
urt bei Görlitz Eng 0 und unter dem Namen Flabellaria chamaeropifolia 
beſchriebenen und abgebildeten Palmenblattes nicht der Quaderſandſteinfor⸗ 
mation, ſondern nach den Mittheilungen des Hrn. Klocke in Görlitz der Braun⸗ 
kohlenformation angehört. Es bilbet eine Hauptzierde der ſchönen und reichen 
Sammlungen der naturforſchenden Geſellſchaft zu Görlitz. Abgeſehen von 
der großen Aehnlichkeit, ja vielleicht Identität mik den ſchweizer Palmen die⸗ 
ſer Gruppe und der von Altſattel in Böhmen, mit welchem letzteren Fundort 
auch das Geſtein gänzlich übereinkommt, befinden ſich auch auf demſelben 
mir vorliegenden Exemplar noch Abdrücke von der nur der Braunkohlenfor⸗ 
mation eignen Quereus fureinervis Ung., wonach die neue Beſtimmung kei⸗ 
nem Zweifel unterliegt. 

Eine geognoſtiſche Karte über die Verbreitung der Tertiär- reſpective 

Braunkohlenformation wäre ſehr erwünſcht, doch ſcheint man dies bei 
egenwärtiger Herausgabe der geologiſchen Karte Schleſiens nicht zu beab⸗ 
tigen, ſonſt wäre es wohl ſchwer begreiflich, warum auf der vor Kurzem er⸗ 
chienenen ohnehin ſo geſteinsarmen Section Breslau, die faſt durchweg 
raunkohlenterrain enthält, incluſive der jetzt überall bes 
kannten Fundörter Schoßnitz, Malt ſch und der oben 
quartären Tuffformation auch nicht die entfernteſte 
von der Exiſtenz derſelben zu finden iſt. 

Derſelbe ſprach noch über die Tertiärflora von Java. Das Intereſſe, 
welches ſich an die Entſcheidung der Frage knüpft, wie ſich wohl die Flora 
der Tropenwelt in der Tertiärzeit verhalten habe, veranlaßte mich, 
die Bearbeitung von Tertiärpflanzen zu übernehmen, welche unſer rühmlichſt 
bekannte Landsmann, der um die Kenntniß von Java nach allen Richtungen 

ochverdiente Junghuhn aus der Baſis einer 940 Fuß mächtigen, aus 

ergel, Tuff, Sandſtein mit Meerconchylien zuſammengeſetzten Terraſſe bei 
dem Dorfe Tandjung in der Preange⸗Regentſchaft Tjandjur geſammelt hatte, 
Obſchon die von Junghuhn geſchilderten geognoſtiſchen Verhältniſſe durchweg 
für höheres Alter als jetztweltlichen Tuff ſprechen, er auch auf der ſpäter 
von ihm edirten geognoſtiſchen Karte von Java ſie als mitteltertiär bezeich⸗ 
net, ſo hat man doch Bedenken gegen dieſes Alter erhoben und ſie für jün⸗ 
ger, ja vielleicht jetztweltlichen Alters anſehen wollen, zu welcher Meinung 
wohl unſtreitig die Reſultate meiner Unterſuchung, die eine große Aehn⸗ 
lichkeit jener foſſilen Flora mit der gegenwärtigen auf Java 
vorhandenen nachwieſen, mehr als geognoſtiſche Bedenken beigetra⸗ 
gen haben mögen. Da ſich aber ähnliche Verhältniſſe auch bei allen euro⸗ 
päiſchen und amerikaniſchen Tertiärfloren immermehr herausſtellen, jo war 
es allerdings nicht nur an und für ſich von Wichtigkeit, ſondern auch für mich im 
en meiner auf ſehr umfangsreiche, vergleichende Arbeiten gegründeten 
Unterſuchungen wünſchenswerth, jenes für die tropiſche Tertiärflora gefundene 
Refultat no ſicherer zu ſtellen. Es freute mich daher ſehr, aus den Mit⸗ 
theilungen unſeres Reiſenden Dr. Ferdinand Freiherrn von Richt⸗ 
hofen, der vor 2 Jahren jene merkwürdigen 8 beſuchte (deſſen Be⸗ 
richt über eine Ausſtellung auf Java, Zeitſchrift der deutſchen geolog. Geſell⸗ 
ſchaft 14. Bd., 2. Heft 1862, p. 336) zu entnehmen, daß er den Schichten: 
complex, in welchen jene von Junghuhn n Pflanzen⸗ 
reſte dorkommen, der Tertiärperiode und zwar dem jüngeren 
Theil derſelben zuſchreibe. Montley (Quat. Journ. of London 1853, 
S. 55), der die tertiären Braunkohlenbildungen von Borneo und der Oſtküſte 
Sumatra's unterſuchte, fand auch ihre foſſilen Reſte der jetzt dort lebenden 


enannten 
ndeutung 


ſehr verwandt, ja manche (2 Arten von Barringtonia) waren von derſelben 


nicht zu unterſcheiden. Ein umfangreiches, mir aus denſelben Ge enden 
Na zur Unterſuchung vorliegendes Material führte bereits zu gleichen 
eſultaten. er 
Hierauf legte Herr Profeſſor Grube der Section ein im Monat Auguft 
d. J. bei Brieg geſchoſſenes jüngeres Exemplar (wahrſcheinlich ein Weibchen) 
vom Fauſthuhn, Syrrhaptes paradoxus vor, welches das zoologische 
Muſeum der Güte des Herrn L. Schaerf verdankt. Dieſer ſeltſame Vogel, 
den Pallas zuerſt beſchrieb und mit den Wald⸗ und Schneehühnern zur 
Gattung Tetrao ſtellte, unterſcheidet ſich von dieſen weſentlich durch die Bil⸗ 
dung des Oberſchnabels, deſſen Ränder nicht über den Unterſchnabel greifen, 
die auffallend langen und ſpitzen Bude und die ungemein kurzen Füße, 
lauter Charaktere, in denen er den Steppenhühnern (Pterocles) ähnt; er 
195 mit dieſen gewiſſermaßen in der Mitte zwiſchen den Tauben und Wald⸗ 
ihnern und hat jo viel Fremdartiges, daß er mit keinem der bei uns ein⸗ 
eimiſchen Vögel verwechſelt werden kann. Beim ausgewachſenen Thier iſt 
) Unter der geringen Zahl älterer pflanzenführenden Ablagerungen Ita⸗ 
lliens erfreut ſich die des Ovolithes ebenfalls ausgezeichnete Bearbeitung 
von Baron Alfred de 


— igno, Podeſta von 
Werte, don welchem bereits g 1 


) adua, in einem Pracht 
2 Hefte in Folio 0 


chienen ſind. 
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die Grundfarbe ein dunkles Sandgelb, an Bruſt und Flügelbug einfarbig, 
auf dem Rücken mit ſchwarzen Querbändern geziert, Kopf und Gurgel grau⸗ 
lich, Weichen und Bauch ſchwarz, mitten und jederſeits an der Kehle ein roſt⸗ 
gelber Fleck, über der Bruſt ein Band von feinen ſchwarzen Querſtrichelchen, 
die Handſchwingen grau, die hinteren derſelben hellgerandet, die erſte außer⸗ 
ordentlich ſchmal und verlängert, von den 16 Schwanzfedern die 2 mittleren 
ähnlich geſtaltet und ausnehmend lang, auf dem Flügel eine dunkelbraune 
Querbinde. Der jüngere Vogel hat nicht die einfarbigen Stellen der eben 
beſchriebenen Zeichnung, die Querbinden des Rückens ſind minder ſchwarz, 
mit Flecken untermiſcht, auch der Kopf gefleckt und der Bauch nicht 
ſchwarz. Die bis an die Nägel befiederten Füße ſind darin ganz eigenthüm⸗ 
lich gebildet, daß ihnen die bei den Pterocles ſchon winzige und hochangeſetzte 
Hinterzehe gänzlich fehlt und die vorhandenen Zehen, ganz verwachſen, eine 
gemeinſame, mit hornigen Warzen beſetzte Sohle haben; die ſtumpfen Nägel 
ſind breiter als bei jenen, und ſcheinen zum Graben geignet. Der Vogel 
ſoll nur langſam und unbehilflich laufen, ſein Flug dagegen leicht und ſehr 
gewandt, obschon nicht lange anhaltend fein. Bis in die neueſte Zeit kannte 
man dieſes merkwürdige Thier nur in der Kirgiſenſteppe, wo es Buldruk und 
Tijlegus heißt und in der hohen Gobi, an deren Nordgrenze gegen Sibirien 
es auch Radde beobachtet hat. Er fand ſeine Lebensweiſe nicht weniger 
ſonderbar als ſeine ganze Erſcheinung. Es kommt hier von Süden herzie⸗ 
hend zu Ende des März, wenn noch der Schnee an den Hügeln der Hoch⸗ 
ſteppe liegt, in kleinen Zügen an, und geht dann zunächſt an die ſüßen 
Quellen, hält ſich aber für gewöhnlich haufenweiſe an den weichen Stellen 
der Salzauswitterungen FR, an denen es ſich flache Gruben ſcharrt, und 
recht von der Sonne durchwärmen läßt. Bei herannahender Gefahr ſchwingt 
ſich der ganze Haufen in die Luft, durch lautes Geſchrei auch die benachbar⸗ 
ten aufſcheuchend, und läßt ſich erſt in weiter Entfernung nieder. Nachdem 
der Vogel zu Anfang April ſeine grüngelben braungefleckten Eier gelegt und 
dieſe ausgebrütet, wiederholt er dies Geſchäft in der Mitte des Mai, und 
zieht dann alsbald nach dem Norden, doch verſuchte es Radde vergeblich, 
während des Sommers in dem angrenzenden ruſſiſchen Gebiet ſeine Spur 
wieder zu finden, auch hat ihn niemand ſonſt in den noͤrdlicheren Gegenden 
entdeckt. Seine Rückkehr fällt in den Oktober. Seit einigen Jahren nun hat 
ſich überraſchender Weiſe Syrrhaptes paradoxus im Sommer in Europa 
gezeigt, zuerſt im Jahr 1839, wo man ihn im Mai im Gouvernement Wilna 
wahrnahm, auch ein Pärchen ſchoß. Der Magen 1 8 on Samen von Grä⸗ 
fern, während ihn Radde bei feinen Vögeln unmittelbar nach der Ankunft 

rößtentheils mit Sand und mit einigen Samen von Thermopſis gefüllt 
fand. Im Herbſt deſſelben Jahres ward ein Exemplar in Norfolk, 1860 
eines an der Cardiganbay in Südwales, ein zweites in den holländiſchen 
Dünen geſchoſſen. 1861 und 62 hörte man in Europa nichts von dem Er⸗ 
ſcheinen des Syrrhaptes, aber in dieſem Jahr ift er an ſehr viel mehr Orten 
und zahlreicher als je zuvor angetroffen worden, ſo daß es den Anſchein hat, 
als wären jene mehr vereinzelten Vögel nur vorausgeſchickte Kundſchafter 
geweſen. Nach eingezogenen Nachrichten hat man ihn in Ungarn bei rn 
weißenburg geſehen, in Galizien bei Brody, bei Wien, im venetianiſchen bei 
Belluno, an der mähriſch⸗öſterreichiſchen Grenze, in Böhmen bei Dobſchitz, 
in Schleſien, in Oſtpreußen, bei Quedlinburg und im Hannöverſchen. Herr 
Oberforſtmeiſter v. Pannewitz theilt mit, daß er ein im Juni d. J. bei 
Glogau geſchoſſenes Exemplar beſitze. Es wäre intereſſant zu erfahren, ob 
dieſer ſeltſame Gaſt auch anderswo in Schleſien beobachtet worden, und in 
dieſem Fall bittet der Vortragende um gefällige nähere Mittheilung, wünſcht 
aber zugleich auch die Aufmerkſamkeit auf das Erſcheinen deſſelben im näch⸗ 
ſten Sommer zu richten, und erſucht wo möglich um die Einſendung von Exem⸗ 
plaren im Fleiſch an das hieſige zoologiſche Muſeum. 

Die londoner Zoological society hat Syrrhaptes paradoxus lebend 
aus Peking erhalten und nach dem Bericht des Herrn Conſervator Tiemann 
find fie auch bereits in den zoologiſchen Gärten von Antwerpen und Brüſſel 
anzutreffen. 

Nachträglichen Mittheilungen von Herrn Prof. Zaddach und Leunis zu⸗ 
folge iſt Syrrhaptes in Preußen bei Gumbinnen, Willenberg, Fiſchhauſen 
und arienburg, in Hannover bei Lingen, Gleidingen, Wolterdingen und 
Polle, auch auf Helgoland geſehen worden. Da dieſe Thiere bei Wolter⸗ 
dingen ſchon am 24. März bemerkt ſind und Da Aan addach in einem 
Exemplar ein reifes Ei 9e hat, ſo haben die Voͤgel ohne Zweifel an 
anderen Orten in Europa gebrütet. 


Breslau, 3. Dezbr. . Geſtohlen wurden: Wallſtraße 
Nr. 12 dreiundzwanzig ei en mit Cigarren; Mühlgaſſe Nr. 13 a 
Stück Hemden, drei Oberhemden, einundzwanzig Stück Handtücher, ſechs 
Tiſchtücher, zwei Servietten, zehn Stück 2 en, drei Ueberzüge gs, 
wei derſelben roth karrirt, drei Betttücher, ſechs Paar weiße Strümpfe, ein 
konz geſtreifter grauer Frauenrock, eine wattirte braune Frauenjacke, 
eine Kattunjacke, eine Capotte, ein grauwollenes und ein ſchwarzes 
Umſchlagetu ein Paar Unterärmel, acht Stück bunte und ſechs 
Stück weiße Taſchentucher, 2 rothcarxrirte und ein ſchwarzſeidenes Halstuch, 
ein | mit langer weißer Wolle, ein ſchwarzer Krimmerpelz mit 
rauem Tuchüberzug, ein ruſſiſcher Militärmantel, ein neuer grüner 
uchrock, ein Paar ſchwarze Tuchhoſen, 2 ſchwarze Tuchweſten, ein 
Paar weiße Leinwandhoſen, ein roth⸗ und weißcarrirter Sommer: 
Anzug, beſtehend in Rock, Hoſen und Weſte, ein ſchwarzer Cam⸗ 
lotrock, ein Paar alte Tachhoſen, 2 Paar ten, ein ſeidener Schlips, 
10 Stück Halskragen, ein Paax neue Lackſtiefeln, eine roth und ar ges 
ſtreifte Reiſetaſche, eine Brieftaſche, mehrere Gololigen von einer Uniform, 
16 Stück vergoldete Knöpfe, ein goldener Uhrſchlüſſel mit Medaillon u. Com⸗ 


paß, ein altes Portemonnaie und 27 Thlr. Kaſſen⸗Anw. und Silbergeld.] f 


(Pol. Bl.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Barometerſtand bei rd. RR Luft⸗ Wind⸗ | h 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ 8. Tempe- richtung und Wetter 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. tärle, | 
Breslau, 2. Dez. 10 U. Ab.] 330,02 —2,0; S. 2. ray 
3. Dezbr. 6 U. Mrg.] 330,75 —1,8 S. 1. | eiter. 


Breslau, 3. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. — 3. U.⸗P. — F. 78. 
Eisſtand. 


Telegrapbiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 2. Dezbr., Nachm. 3 Uhr. Die Erhöhung des londoner Bank⸗ 
Discontos blieb nicht ohne Einfluß auf die Börſe. Die Rente begann zu 
66, 95, hob ſich auf 67, wich dann auf 66, 85 und ſchloß zur Notiz. Auch 
die Werthpapiere wurden niedriger gehandelt. Conſols von Mittags 12 Uhr 
90% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 66, 95. Italien. öprez. 
Rente 71, 60. Italien. neueſte Anleihe — "pro. Spanier 50%, Iprz. 
Spanier 46%. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 390, Crevit⸗Mobilier⸗ 
Aktien 1025, —. Lombard. Eiſenb.⸗Aktien 512, 50. e 

London, 2. Dez., Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. Türkiſche Conſols 45. 
Conſols 90%. lproz. Spanier 47 ,. Mexikaner 35%. 5proz. Ruſſen 90, 
Neue Ruſſen 87. Sardinier 86%. 

Die Bank von England hat den Disconto auf 7 pet. erhöht. — Der 
Wechſelcours auf London war in Newyork 167, Goldagio 53%, Baum: 
wolle 8485. — Der 1 „Bohemian“ hat newyorker Nachrichten 
vom 21. v. M. in Londonderry abgegeben. i 

Wien, 2. Dezbr., Nachm. 12%, Uhr. Valuten ſteif. 5 regen 
Metalliques 73, 70. cr Metaälligues 65, —, 1854er Looſe 90, 50. 
Bank » Aktien 782, —. Nordbahn 167, 20. National⸗Anlehen 80, 80. 
Credit⸗Aktien 176, 70. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 186, —. London 
121, 25, Hamburg 91, —. aris 47, 80. Gold —. Böhmische Weſt⸗ 
ahn u —, Neue Loofe 137, 90. 1860er Looſe 91, 70. Lomb. Eiſen⸗ 

ahn 250, —. 

rankfurt a. M., 2. Dez., Nachm. 2% Uhr. Günſtigere Stimmung 
für öſterr. Spekulations⸗Papiere bei belebtem Geſchäft. Finnländ. Anleihe 
84%. Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 139. Wiener Wechſel 95%. 
Darmſt. Bank⸗Aktien 208. Darmſt. Zettel⸗Bank 248%. Fproz. Metalliques 
58%, 4 Kprozentige Metalliques 50%. 1854er Looſe 71%. Oeſterreich. 
National⸗Anleihe 63. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 175. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 750. Oeſterfeich. Credit⸗Aktien 168%, Neueſte diter: 
reichiſche Anleihe 75. Oeſterr. Eliſabetbahn 110. Rhein⸗Nahebahn 24%, 
Heſſiſche Ludwigsbahn 120%, j 

Hamburg, 2. Dez., Nachm. 2 Ubr 30 Min. Anfangs feſt, wenig Ge⸗ 
ſchͤft. Courſe meiſtens nominell. Geld anfangs her reichlicher. Valuten 
ſehr flau. Froſtwetter. Schluß⸗Courſe: Nattonal⸗Anleihe —. Oeſterr. 
Credit⸗Attien 70%. Vereinsbank 103%. Nordd. Bant 100%. ztheiniſche —. 
Nordbahn 52%, Disconto —. , 

Hamburg, 2. Dez. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen unver: 
ändert, ſtille. Oel loco und pr. Dezbr. 237, Br. pr. Mai 24% B, geſchäfts⸗ 
los. Kaffee verkauft loco 2200 Sack Domingo 6½ —7 . Zink ohne Umſatz. 

Liverpool, 2. Dez., Mittags 12 Uhr. [Baumwolle.] 2000 Ballen 
Umſatz. — Preiſe weichend. 

London, 2. Dezember. Getreidemartt (Schlußbericht). 


Engliſcher! 


* b 8 
M = * 


Regen. 

Amſterdam, 2. Dezember. 
unverändert. Roggen loco unverändert, ftille, 
ger. Raps nominell, unverändert. Rüböl Nov. 39, Mai 38%. 


Bei der dem Plane entſprechend heute vor Notar und Zeugen ſtattgehab⸗ 
ten 37. Bere g ng des Aae beim Banhu M. A. v. 8 
ſchild u. Söhne zu Frankfurt a. M. aufgenommenen Staats⸗Lotterie⸗Anlehen 
vom Jahre 1845 find folgende 40 Serien-Nummern gezogen worden 
74 141 200 368 478 553 922 935 1553 1765 17 20: 
2114 2204 2423 2609 2620 2653 2788 2924 3019 3242 3424 3526 3638 
3747 4209 4326 4438 4921 1 5 5474 5500 5516 4575 5721 6493 6645, 
Kaſſel, den 1. Dezember 1863. 
N. 1 ie 5 8 N der Haupt⸗Staats⸗Kaſſe. 
Nächſte Serien⸗Ziehung am 1. Juni k. J. ; 
aF dich 85 Fl. oose. Serien⸗Ziehung v. 30. Nov. 1863. 
Serie 135 598 680 1700 1730 1955 2036 2347 3074 3268 3558 3597 
4622 4647 4686 5971 5238 5410 6035 7258. 


Berliner Börse vom 2. Dezember 1863. i 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pre 1861 1862 Zt, 


idemarkt (Schlußbericht). Weizen 
en: 50 etwas niedri⸗ 


Anl. 18895 
ee gi | eg . 
A dito 1885414 | Aschen-Mastrich 5 6 1 B. 
dito 18564 Amsterd-Bottd. | Bew] 8% 08% Di 
% 18810 Berfte gabel 84 80 lite K. 
s 82 Berlin-Hambure| 6 | 6%]& |115 G. 
ate 185404 | Beri.-Potad.-Mg. 11 |14 178 ba. 
Siaats-Schuldscheine]3 Berlin-Stettin. ..7Y2|7%s]4 124 br. 
Präm.-Anl. von 1856|; Böhm. Westb... |; 127 — 
Berliner Stadt-Obl. 4 Breslau-Freib 255 8 44 
/ Kur- u. Neumärk.|$ Oöln-Minden.. ..1244112% 134, % 
5 8 5 Cosel- Oderberg. — 46% br 
& }Posensche...... 46 —— — . = > 
I | Ludwgsh..Bexb.| 8 f, 4 f e 
L (Schlesische. FERN — — 111 * 2 
ende ci Magd..Wittenbg| 1%4| It c ©. 
2 Jr ch. 4 Mainz-Ludwgsh.| 7 121 bz. 
Sen le | Mecklenburger. .| 27 68% bu. 
J Westph. u.Rhein.|d | een 2a] 4 25 Ay 
leerer Niedrschl.Zweb.] 144]? 5%, 4 
8 rd., Fr. Wilh.] 3 3 63 4%, A, ba 
Couisd'or 110 br. est Bankn. 82½ br. 1 A. J 7010 76% a be 
Goldkronen 9.6% B. |Poln.Banku. ba. dito B.. 79701 7 A 
Ausländische Fonds, | dito . J Tpaj! 146 bz. 
Ossterr. Metalliques.)5 |60 be. Oestr. Fr. St.-B.| 67, en 
dito Nat.-Anl. 45 6660 , a6 bz. Oestr. südl. St.-B.] “ 136½ à 137 ba, 
dito Ser % be . 4 
dito Ser Pr.-A. |4 74 di 80 0. „ Fr. 8 104 b 
dito Elsenb.-L. 16% ba. deine 2046 be 
das. Engl. Anl. 1862|6 |84Kigkt.a854ybe. | Rhe. en A ai] _ = 
dito 4½ % Anl. 44% — — Ehr. Orf. 1 400 Ya Bin 
dito Poln. Sch.-Ob.|4 |7I B Stargard-Posen . a G. 
polu. Pfandbr...... 4 ge | Thüringer ..... 6% 72414 1122 b. 
—— 1 142 etw. ba. u B. 
Poln, I. a B. 
io 4 300 110 87 5 Bank „ 
dito a 1. — — Berl. Kasson -V. | & 5 3. 
Kurhess. 40 Thlr. . . 154 B. | Braunschw. B. 4 | 4 4 6914 etw. bz 
Baden, 35 Fl. Loose.l— | - — — Bremer Bank..“ - — * 
erden Fee e be . 
Bertz.-Märkische . . 4/08 G. Geraer Bank 5, I, 4 94% B. 
IGD 
dito III. v. St.3 06.0% %8 bz Hamb. Nordd. E. 5 | 6 4 0456. 
Cöm-Mmden . 444198 be. „ , Vereins-B.| 5 6414 10 6. 
dito U. “ |-— — Königsberger B.] 5} | 5444 |100 etw. ba 
1 8 1 --- Luxemburger B.[IO |10 % [101% © 
0 a Al) Magdeburger B. 4,414 E. 
Bo 2 1* — — Posener Bank ..| ö sh 4 1 Klgkt br. 
10 9 2 Preuss. Bank-A. 4% 62 4½ b2. 
Cos. Oderb Mun 4 — — — Thüringer Bank] 2% 3 |4 |69 pa. 
* — . Her Weimar „ 45 4 8% etw. ba 
Ao con — — — | Borl. Hand.- Ges, 5 |9 Is 103 B 
5 5 11 rem | Coburg.Creab.A.| 3 | 8 4 [88% B 
Niederschl. Zweigb.. Ei | 82 — . Halt — 2 
S 5 ſos % 8 Disc.-Com.-Ant..| 6 | 71414 “ d 
Obers chles. 4. 2 — Genfer Credb. A. 2 Han 46 rk s, 
5 Ber 45 — —— Leipziger „ 33 14 68 ½% be. 
* An Eee: Meininger 6 | 7 4 190% B. 
dito E %% 8% ba. MoldauerLds.-B.| — 2% 28785 
8 E 15 2 Oesterr.Oredb.A.| 7% 75 718724572 be 
at. Frans. 8 
(met. südl. ö. k. . J [283 8. Ben 5 — n 
hein v. St. gar 44½— — — Minerva 4 bet be. 
(thoin.-Naho-B. gar. .1442]38 B Fbr.v.Eisenbbät.| — | — la . 6. 


Berlin, 2. Dezbr. Weizen loco 50—59 Thlr. nach Qualität. — 
Rog gen loco 1 Ladung neuer mit % Thlr. . getauſcht, Dezbr. 
und Dezbr.⸗Jan. 36% Thlr. bez. und Br., 4 Thlr. Gld. Jan.⸗Febr. dito, 
Frühjahr 37/5 Ahle, bey. und de % Al. Od. Ma- Juni 38 Thlr. 

Thlr 39 Thlr. Br. erſte, große 


bez. und Gld., % „Br., 89 5 uli 
und kleine 31—35 Thlr. pr. 1750 Pfd. — Hafer loco 21—23 Thlr., 


Lieferung pr. Dezbr. und Dezbr.⸗Jan. A Thlr. bez., jahr 234 —% 
15 i ui 34 Wi be. — rb 


Thlr. bez., Mai⸗Juni 23% 
en, Koch⸗ und Futterwaare 37—48 


r., Futterwaare 37 —38 Thlr. ab 
Bahn bez. Rübböl 5 15 


Ä Wind: Sid: Oft. Wetter: ſchön. Thermometer 
Früh 1“ Kälte. Bei beſchränkten Umſätzen zeigten ſich Preiſe unverändert, 
das Angebot war mittelmäßig. 

Weizen wenig verändert, pr. 84 Pfd. weißer 53.—68 Sgr., gelber 52— 
30 Sgr., feinſter vereinzelt über Notiz bezahlt. — Roggen flau, pr. 84 Pfd. 
39—42.—43 Sgr. — Gerſte verna laſſgt, pr. 70 Phe. weiße 36 —38 Sgr., 

ewöhnliche 30—35 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Pfd. 28 Sgr. — 
Erb en wenig beachtet. — Wicken wenig angeboten. — Schleſiſche Boh⸗ 
nen ſtill. — Schlaglein ſchwach beachtet. — Oelſaaten unverändert. 
— Rapskuchen feſt, 49—53 Sgr. pr. Ctnr. 


Breslau, 3. 15 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 54—63—68 Wicken 45—47— 50 
Gelber Weizen 53—58—62 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 39—41—43 Schlag⸗Leinſaat 50— 170 190 
Bee inter⸗Raps. 188—198— 208 
Hafer 1 25—27—28 Winter⸗Rübſen 178—186— 198 
a 46—52—56 Sommer⸗Rübſen... 150—160—172 


Rohes Rübbl pr. Ctr. loco 11% Thlr., pr. Dezember fall Thlr., pr. 
Ir ; s loco und 
Dezember 13% Thlr., Frühjahr 14% Thlr. 


G. Geſchichte der Tonkunſt. Ein Handbüchlein für Muſiker und 
Muſikfreunde. In überſichtlicher, leicht faßlicher Darſtellung, heraus⸗ 
gegeben von Paul Frank. Leipzig, 1863, Verlag von Carl Merſe⸗ 
urger. Der * hat das in größeren Werken über die Geſchichte der 
Muſik vorhandene Material in gedrängter Kürze zuſammengeſtellt und in 
Bezug auf die neueſten Erſcheinungen im Gebiete der Tonkunſt na moͤglichſt 
unparteiiſch gehalten, jo daß wir das gut N Buchlein allen denen 
empfehlen können, die ſich eine überſichtliche 
der Muſik verſchaffen wollen. 


Verantwortlicher Redacteur: Dı Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


* 
Weizen unverändert, fremder nominell, Frühjahrsgetreide behauptet. 
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